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Anlagenteil:  Anlagen 1 – 25

1. Wechselverhältnis von Gesellschaftskonzept der SED-Diktatur und
Wirtschaftssystem in der DDR

In jeder Gesellschaft stehen Politik und Ökonomie in einem engen Wechsel-
verhältnis, unabhängig, ob es sich um eine demokratisch verfaßte Gesell-
schaftsordnung oder um eine Diktatur handelt. So sollen mit der entsprechen-
den Wirtschaftsordnung die mit dem Gesellschaftssystem gesetzten gesell-
schaftspolitischen Grundziele verwirklicht werden, darüber hinaus müssen die
in jeder Wirtschaftsgesellschaft bestehenden Probleme, wie

– die Herstellung und Sicherung der Funktionsfähigkeit der Volkswirtschaft
zur Befriedigung der Bedürfnisse,

– die zielgerichtete Koordination und Lenkung aller wirtschaftlichen Aktivi-
täten sowie

– der bewußte und zweckmäßige Umgang mit den nicht beliebig vermehrba-
ren und deshalb in diesem Sinne knappen Mitteln,

gelöst werden. (siehe dazu auch Anlagen 11 und 22).

Jede menschliche Gesellschaft ist somit immer auch eine Wirtschaftsgesell-
schaft, Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung bestimmen deren Lenkungsauf-
gabe und prägen die Inhalte ihrer Instrumentarien.

Dabei sind zwei Idealtypen von Wirtschaftsordnungen hervorzuheben:

– die dezentrale Planung mit marktwirtschaftlicher Koordination
(kurz: Marktwirtschaft)

– die zentrale Planung mit administrativer Wirtschaftsführung
(kurz: Planwirtschaft),

die sich grundsätzlich unterscheiden.

In einem marktwirtschaftlichen System sind Eingriffe des Staates in den Wirt-
schaftsablauf wesensfremd, da dieses Modell gerade dadurch gekennzeichnet
ist, daß die privaten Wirtschaftsteilnehmer individuell freie ökonomische Ent-
scheidungen treffen und den Wirtschaftsablauf über Angebot, Nachfrage und
Preise am Markt steuern. Der Staat hat jedoch in der Marktwirtschaft die Auf-
gabe, durch Gesetzgebung, kontrollierende Institutionen und seine Wirt-
schaftspolitik, eine effektive, den Wettbewerb stärkende Rahmenordnung zu

1 Anlage 1: Betriebswirtschaftliche Tatbestände im Vergleich.
2 Anlage 2: Wirtschaftsordnungen – ausgewählte Ordnungselemente im Vergleich.
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gestalten, indem er die Vertragsfreiheit, den freien Wettbewerb und ein funk-
tionierendes Geldwesen garantiert.

In einem System mit zentraler Wirtschaftsplanung dagegen werden alle Ent-
scheidungen über Produktion, Güterverwendung und -verteilung von der poli-
tischen Zentralstelle getroffen, deren Beschlüsse um Gesetz erhoben und mit-
tels Plan „von oben nach unten“ durchgestellt. Die Planerfüllung wird zum
obersten Prinzip. Die Betriebe bzw. Kombinate als Wirtschaftseinheiten ohne
echte Entscheidungsbefugnisse und Eigeninitiativen werden zu „Erfüllungsge-
hilfen“ degradiert. In der Plan- und Mangelwirtschaft sind Wettbewerb und
Konkurrenz ausgeschlossen.

Die führende Rolle der kommunistischen Partei als der politischen Zentral-
stelle wird in diesem Prozeß durch folgende Instrumente gesichert:

– partielle Personalunion zwischen Parteispitze und Wirtschaftszentrale,

– richtungsweisende Beschlüsse und Direktiven der obersten Parteizentrale
und absolute Parteidisziplin, indem sich die Minderheit sowie das einzelne
Parteimitglied den Beschlüssen der Mehrheit diszipliniert unterordnet,

– kontrollierende Funktion der Grundorganisationen der Partei in den Betrie-
ben und Kombinaten.

Die zentrale Planung, Lenkung und Kontrolle beschränkte sich nicht nur das
gesamte Wirtschaftsgeschehen, sondern umfaßt auch alle anderen Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens, wie Soziales, Kultur, Wissenschaft und Bildung.

1.1. Ordnungspolitisches Konzept der DDR

Auf die DDR bezogen heißt dies, nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und
dem Zusammenbruch der nationalsozialistischen Diktatur wurde auf dem Ter-
ritorium der sowjetischen Besatzungszone ein Gesellschafts- und Wirtschafts-
system nach dem Modell der Sowjetunion errichtet. Kernstück dieses Modells
war die Schaffung des zentralisierten Eigentums und dessen Kombination mit
der politischen Macht unter Führung der kommunistischen Partei. Die wirt-
schaftliche Umgestaltung in der DDR begann mit der Bodenreform, der Ver-
staatlichung des Bank- und Kreditwesens, der Beschlagnahme von Versiche-
rungen und Industrieunternehmen. Mit der Zwangsvereinigung der KPD und
der SPD im April 1946 zur Sozialistischen Einheitspartei (SED) sowie der
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik am 07. Oktober 1949
wurden die politischen Voraussetzungen zur Machtsicherung geschaffen und
gleichzeitig tiefgreifende Veränderungen der Eigentumsverhältnisse an den
Produktionsmitteln (siehe Anlage 33) und soziale Umschichtungsprozesse ein-
geleitet. Im Ergebnis dieser Prozesse wurde der „Bourgeoisie“ die ökonomi-
sche Basis ihrer Macht entzogen, fortwirkendes bürgerliches Gedankengut und

3 Anlage 3: Schaffung des gesellschaftlichen Eigentums an Produktionsmitteln in der DDR.
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Verhalten bekämpft und die bürgerliche Schicht durch eine Schicht system-
loyaler Funktionäre überwiegend proletarischer Herkunft ersetzt, die die so-
ziale Verpflichtung von Eigentum nicht kennengelernt hatte. So wurde die
Machtfrage „Wer Wen?“ im ökonomischen Bereich frühzeitig entschieden.

Das ordnungspolitische Konzept des in der DDR installierten Herrschaftssy-
stems war im wesentlichen durch folgende äußere Kennzeichen charakterisiert:

– der Marxismus-Leninismus als wissenschaftliche Theorie des Sozialismus
verstanden, ist die alleingültige ideologische Grundlage,

– nach sowjetischem Vorbild und nach eigenem Selbstverständnis ist die SED
„der bewußte und organisierte Vortrupp der Arbeiterklasse und des werktä-
tigen Volkes“, eine Kaderpartei (mit dem System der Nomenklaturen), die
zur Machtsicherung die Schlüsselpositionen in allen Lebensbereichen in
Verwirklichung ihrer Kaderpolitik mit Parteimitgliedern oder mit ihr treu
ergebenen und zuverlässigen Anhängern besetzt. Mit fast totaler Machtfülle
ausgestattet, indoktriniert die SED alle Lebensbereiche. Mit der Nomen-
klatura beherrscht sie die gesamte Gesellschaft.

– der „Demokratische Zentralismus“ ist das grundlegende Leitungs- und Or-
ganisationsprinzip für alle Bereiche des öffentlichen Lebens, für Partei-,
Staats- und Wirtschaftsapparat, gesellschaftliche Organisationen. Ideolo-
gisch wurde dieses Prinzip durch die These des Marxismus-Leninismus le-
gitimiert, daß eine sozialistische Gesellschaft der einheitlichen Führung
durch die Arbeiterklasse und deren Partei bedarf,

– Aufbau eines gigantischen und perfektionierten speziellen Überwachungs-
und Repressionsapparates in Form des Ministeriums für Staatssicherheit,
das als „Schild und Schwert der Partei“ das Funktionieren des Machtappa-
rates und den Erhalt des Machtmonopols der SED zu gewährleisten und die
Frage „Wer ist wer?“ zu klären hatte,

– weitgehende Identität der Entscheidungsträger in Politik und Wirtschaft
durch Personalunion von Partei- und Staatsfunktionen, damit wurde garan-
tiert, daß politische Akte durch die staatlichen Organe nur auf Veranlassung
und im Sinne der SED gesetzt wurden,

– wesentliche wirtschaftliche und soziale Strukturveränderungen, die sich
durch die „Vergesellschaftung der Produktionsmittel“ ergaben, die im Jahre
1972 nach „revolutionären Umwandlungen im Prozeß des politisch-ideolo-
gischen und ökonomischen Klassenkampfes mit friedlichen Mitteln“4 abge-
schlossen wurde. In deren Ergebnis wurde das Privateigentum an Produkti-
onsmitteln im wesentlichen abgeschafft; der volkseigene Sektor in der In-
dustrie bzw. das genossenschaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln
in der Landwirtschaft und im Handwerk überwog. Während der Anteil der
privaten Betriebe an der Bruttoproduktion der DDR 1950 noch 38,2% be-

4 Grundriß Wirtschaftsrecht; S. 24.
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trug, schrumpfte der Anteil des privaten und des halbstaatlichen Sektors
nach Zwangskollektivierung und Überführung der halbstaatlichen Betriebe
in Volkseigentum auf 4,8% im Jahre 1973. In den Folgejahren entwickelte
er sich weiterhin rückläufig, bis hin zur Bedeutungslosigkeit. (siehe dazu
Anlage 3)

– Ausschaltung der unternehmerischen Initiative. Im Ergebnis der Verände-
rungen stand an der Spitze der Betrebe statt eines Unternehmers mit Pri-
vatinitiative und den ihr innewohnenden Antriebskräften zu wirtschaftli-
chem Handeln ein politischer Funktionär, der stets von den Interessen der
Partei und des Staates auszugehen und deren Beschlüsse kompromißlos
umzusetzen hatte. Diese Optionen schlossen unternehmerisches Handeln
und die Entwicklung des postulierten Eigentümerbewußtseins zwangsläufig
aus. Hier sind die Wurzeln für die „organisierte Verantwortungslosigkeit“
zu suchen.

– Verlust der Autonomie der Wirtschaft und ihrer Unternehmen gegenüber
der Politik bei zentraler Planung, Verwaltung und Kontrolle der Wirtschaft
mittels eines zentralistischen und hierarchisch gegliederten Planungs- und
Leitungssystems,

– oberstes Prinzip jeder Wirtschaftstätigkeit ist plankonformes Verhalten,
d.h. die strikte Einhaltung der Plandisziplin, Planerfüllung um jeden Preis.

1.2. Ordnungsform der Volkswirtschaft in der DDR

Politik und Wirtschaft waren in der DDR auf das engste miteinander ver-
knüpft. Die Verfassung der DDR gab der Volkswirtschaft eine spezifische
Ordnungsform. Gemäß Artikel 9 der Verfassung der DDR5 war sie eine „so-
zialistische Planwirtschaft“, die nach dem Prinzip des „demokratischen Zen-
tralismus“ geleitet wurde.

Dieses ursprünglich für die Organisation der kommunistischen Parteien gel-
tende Prinzip wurde als grundlegendes Organisations- und Leitungsprinzip
nicht nur auf den Staat, sondern auch auf die Wirtschaft und alle anderen Be-
reiche der Gesellschaft übertragen. Es bot die Gewähr für die einheitliche
Realisierung des ideologisch begründeten Machtanspruches der SED auf allen
Gebieten und an allen Orten.

Das Prinzip des „demokratischen Zentralismus“ als tragendes Prinzip der
Machtorganisation in der DDR basierte auf dem Grundsatz, daß alle Beschlüs-
se der höheren (Partei-)Organe für die nachgeordneten (Partei-)Organe ver-
bindlich sind, straffe (Partei-)Disziplin zu üben ist und die Minderheit sowie
der Einzelne sich den Beschlüssen diszipliniert unterzuordnen hat.

5 Verfassung der DDR  (Fassung vom 07.10.1974).
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Die SED gab die politischen Richtlinien für das Handeln aller Elemente des
Systems aus, traf die grundlegenden Entscheidungen zur Durchsetzung ihrer
Beschlüsse in allen Politikbereichen, kontrollierte deren Durchführung und
schuf mit der Kaderpolitik die personellen Voraussetzungen zur Sicherung ih-
rer politischen Macht.

Das Ordnungsprinzip des Gesellschaftskonzeptes der SED bestimmte das Ord-
nungsprinzip des Wirtschaftssystem, des zentralen Teils des politisch-sozialen
Gesamtsystems. Ebenfalls nach dem Prinzip des „demokratischen Zentralis-
mus“ organisiert, war es ein Instrument zur Beförderung der gesellschaftlichen
Vorstellungen der SED im Bereich der Wirtschaft „von oben nach unten“.

Bei der Festlegung der Planziele durch die Zentrale wurde von der Fiktion
ausgegangen, daß in einer sozialistischen Gesellschaft die Interessengegensät-
ze weitgehend beseitigt sind und die Führung der marxistisch-leninistischen
Partei in der Lage ist, die gesamtgesellschaftlichen Interessen stellvertretend
für die Bürger ihres Herrschaftsbereiches zu erkennen. Zwangsläufig wurden
dabei häufig individuelle Bedürfnisse und Wünsche vernachlässigt. Die zentral
bestimmten Wirtschaftsziele wurden in Wirtschaftsplänen (Jahres- und Fünf-
jahrplänen) in Form eines Gesetzes verabschiedet. Den Kombinaten und Be-
trieben wurden die für sie geltenden Planziele als verbindliche Planvorgaben
übergeben, die sie zu erfüllen hatten. Die zentrale Planung und Lenkung der
Wirtschaft in der DDR war in ihrer Grundstruktur befehlswirtschaftlich ange-
legt und erfolgte mittels eines hierarchisch strukturierten Lenkungs- und Pla-
nungssystem, das aus zwei wesentlichen Leitungsstufen bestand: (siehe dazu
Anlagen 4; 66)

– die zentralen Leitungsorgane repräsentiert durch

– Politbüro und Zentralkomitee der SED auf Parteiebene

– Ministerrat und sein Präsidium sowie die Staatliche Plankommission als
oberste Planungsbehörde auf staatlicher Ebene

– die wirtschaftsleitenden Organe und die Wirtschaftseinheiten repräsentiert
durch

– Industrieministerien und wirtschaftsleitende Ministerien für spezielle
Wirtschaftsbereiche (z. B. Ministerium für Außenhandel)

– Ministerien und andere staatliche Organe mit Querschnittsaufgaben
(z. B. Ministerium der Finanzen)

– staatliche Institutionen mit Leitungs- und Überwachungsfunktionen für
einen speziellen Verantwortungsbereich (z. B. Amt für Preise, Staatli-
ches Büro zur Begutachtung von Investitionen)

6 Anlage 4: Organe der Planung und Leitung der Volkswirtschaft der DDR [entn. Hochschullehrbuch
Sozialistische Volkswirtschaft].
Anlage 6: Planungssystem der DDR [entn. Hochschullehrbuch Sozialistische Volkswirtschaft].
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– die zentral- bzw. bezirksgeleiteten Kombinate.

1.2.1. Kombinate als generelle Organisationsform in der DDR

Um die immer komplexer und komplizierter werdenden Planungs-, Bilanzie-
rungs- und Abstimmungsprozesse effektiver zu gestalten, erfolgte ab 1979 die
durchgängige Kombinatsbildung, d. h., die volkseigenen Betriebe wurden in
Kombinaten zusammengefaßt. Mit diesem Umbau der Wirtschaftsorganisation
vollzog sich ein Konzentrationsprozeß, dessen Ziel darin bestand, die Kombi-
nate zu den grundlegenden Wirtschaftseinheiten mit einem relativ geschlosse-
nen Wirtschaftskreislauf in der Volkswirtschaft zu entwickeln. Als generelle
Grundform der gesellschaftlichen Organisation und Leitung der sozialistischen
Großproduktion wurden die Kombinate als das „Rückgrat der sozialistischen
Planwirtschaft“ bezeichnet7. Mit der Kombinatsbildung sollte eine Art „sozia-
listischer Konzerne“ unter verantwortlicher Leitung von Generaldirektoren ge-
schaffen werden, die den gesamten Reproduktionsprozeß – Produktion, Inve-
stition, Forschung, Absatz – selbständig gestalten, die Volkswirtschaft in ih-
rem Produktionsbereich versorgen, Prozesse und Aufgaben mit volkswirt-
schaftlichem Charakter realisieren, für den volkswirtschaftlichen Reprodukti-
onsprozeß bestimmend sein und gleichzeitig die übergeordneten Planungs- und
Leitungsorgane von Detailfragen entlasten sollten.

Stellung und Aufgaben der Kombinate wurden in der „Verordnung über die
volkseigenen Kombinate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe“
(Kombinatsverordnung)8 vom 08.11.1979 umfassend geregelt.

Dieser Versuch, im Rahmen einer Organisationsreform eigenverantwortliche
und leistungsfähige Kombinate als selbsttragende Säulen eines dynamischen
Wirtschaftsorganismus zu schaffen, mußte zwangsläufig scheitern, da die dazu
notwendigen Voraussetzungen, wie z. B. Freiräume für selbstverantwortliche
Tätigkeit, wie echte Eigenverantwortung und Selbständigkeit sowie Ausstat-
tung mit dem erforderlichen Eigenkapital, an den Grundfesten des politischen
Herrschaftssystems gerüttelt hätten. Zu dieser Schlußfolgerung kommt auch
einer der Mitgestalter des Prozesses der Kombinatsbildung9 nach kritischer
Analyse aller Faktoren aus heutiger Sicht.

Zum Ende der DDR (1988)10 gab es

– 173 zentralgeleitete Kombinate

– 143 bezirksgeleitete Kombinate,

7 C. Krömke/G. Friedrich: „Kombinate. Rückgrat sozialistischer Planwirtschaft“; 1987.
8 Kombinatsverordnung: Gesetzblatt der DDR, Teil I Nr. 38/1979 vom 08.11.1979.
9 Krömke, Claus; Das „Neue ökonomische System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft“ und

die Wandlungen des Günter Mittag; 1996.
10 Statistisches Taschenbuch der DDR 1989, S. 29.
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zu denen rund 4.000 Betriebe mit mehr als 3,6 Millionen Beschäftigten ge-
hörten. (siehe dazu Anlage 5)11.

1.2.2. Politisch-operative Sicherung der Volkswirtschaft der DDR durch das
Ministerium für Staatssicherheit

Nach DDR-Verständnis war die sozialistische Wirtschaft die ökonomische Ba-
sis der politischen Macht, die Wirtschaft der DDR wurde von der politischen
Führungskaste zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele instrumentalisiert.

In einem Lehrmaterial „Grundriß Wirtschaftsrecht“12, für die staatswissen-
schaftliche Aus- bzw. Weiterbildung von Staatsfunktionären aus dem Jahre
1986, heißt es in diesem Zusammenhang wie folgt:

„Die Leitung der Wirtschaft durch den sozialistischen Staat ist Ausdruck
einer der wesentlichsten Seiten der Diktatur des Proletariats und damit der
führenden Rolle der Partei der Arbeiterklasse in der sozialistischen Gesell-
schaft. Die sozialistische Wirtschaft ist die ökonomische Basis der politi-
schen Macht der Arbeiterklasse, sie bietet der Herausbildung, Entwicklung
und Festigung sozialistischer Verhaltensweisen breiten Raum.“

Aus der zentralen Bedeutung der Wirtschaft für die Errichtung und die ständi-
ge Festigung der Macht der SED erklärt sich, daß seit Bestehen des Ministeri-
ums für Staatssicherheit abgeleitet vom „Klassenauftrag der SED an das MfS
zur Realisierung der Sicherheitserfordernisse der sozialistischen Gesellschaft“
die politisch-operative Sicherung der Volkswirtschaft eine wesentliche
Schwerpunktaufgabe bildete.

Politisch-operative Arbeit und operative Kräfte

Laut Definition des MfS-“Wörterbuches zur politisch-operativen Arbeit“ ist
unter den Begriffen „politisch-operative Arbeit“ und „operative Kräfte“ fol-
gendes zu verstehen:

– Politisch-operative Arbeit13 ist die auf dem Klassenauftrag der SED an das
MfS beruhende Tätigkeit der operativen Kräfte des MfS zur Realisierung
der Sicherheitserfordernisse der sozialistischen Gesellschaft. Sie ist Be-
standteil der Sicherheitspolitik der SED, ihrem Wesen nach konspirativ ge-
führte politische Arbeit zum Schutz und zur Stärkung der DDR, zur Ge-
währleistung ihrer staatlichen Sicherheit und zur Realisierung internationa-
ler Beziehungen und Verpflichtungen im Klassenkampf, insbesondere ge-
gen Subversion des Feindes. Die politisch-operative Arbeit dient der Erfül-
lung der Hauptaufgaben des MfS.........

11 Anlage 5: Übersicht über Kombinate (Stand 1988).
12 Grundriß Wirtschaftsrecht; S. 20.
13 Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit; Dokumente Reihe A; BStU – Nr. 1/93; S. 25.
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– Operative Kräfte14 sind die Gesamtheit der offiziell und inoffiziell zur Lö-
sung der politisch-operativen Aufgaben des MfS eingesetzten Mitarbeiter.
Zu den operativen Kräften gehören:

– Offiziere im besonderen Einsatz (OiBE)

– Inoffizielle Mitarbeiter (IM)

– Hauptamtliche Inoffizielle Mitarbeiter (HIM)

– Kader auf Perspektive (Perspektivkader)

– Gesellschaftliche Mitarbeiter für Sicherheit (GMS)

Für den Schutz der Volkswirtschaft war die Hauptabteilung XVIII, zuletzt mit
672 hauptamtlichen Mitarbeitern in der Zentrale des MfS und 1.035 Mitarbei-
tern in der Linie XVIII in den Bezirksverwaltungen des MfS, zuständig. Deren
Strukturen entsprachen im wesentlichen der Organisationstruktur der Wirt-
schaft nach Industrieministerien. (vergleiche dazu Dokumente – Anlagen 10-
1415).

Nach DDR-Verständnis konzentrierte sich in den Kombinaten der Hauptteil
des sozialistischen Eigentums, der wesentlich die Produktivkraft der DDR be-
stimmte. „Die Kombinate besitzen also ein bedeutendes politisches und sozia-
les Gewicht. Ein bedeutender Teil der Arbeiterklasse ist in den Kombinaten
vorhanden, so daß im Produktionsprozeß ihre revolutionäre Funktion für die
weitere Gestaltung des realen Sozialismus unter Führung der Partei der Arbei-
terklasse durchgesetzt wird. Aus diesem Grunde muß die Unantastbarkeit der
politischen und sozialen Funktion eines Kombinates durch das MfS gesichert
werden.“16

Die Arbeit der Hauptabteilung XVIII unterschied sich nicht wesentlich von der
Arbeit der anderen operativen Diensteinheiten dieses Ministeriums.17 Ausge-
hend von der Lagebeurteilung durch das MfS stützte sie sich in ihrer Arbeit auf
drei Säulen:

– Das offizielle politisch-operative Zusammenwirken (POZW) der hauptamt-
lichen Mitarbeiter mit den fachlich korrespondierenden staatlichen und
wirtschaftlichen Leitungsebenen auf der Grundlage von Sicherungskonzep-
tionen zur einheitlichen politisch-operativen Sicherung eines Bereiches, zur
Einflußnahme auf die politisch-ideologische und politisch-operative Erzie-
hung und Befähigung aller Kader und zur Vermittlung eines „aktuellen und
ständig vervollkommneten Feindbildes“.

In der Dienstanweisung des MfS Nr. 1/82 wird in diesem Zusammenhang
auf das „enge politisch-operative Zusammenwirken des Ministeriums für

14 Ebenda, S. 279.
15 Anlagen 10-14: Übersichten über Struktur/Mitarbeiter der HA XVIII/Linie XVIII.
16 Forschungsergebnisse, VVS o001- MfS JHS 232/83 – BStU-Signatur 219335, S 1 ff.
17 Haendcke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
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Staatssicherheit mit den zuständigen staatlichen und wirtschaftsleitenden
Organen, Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen sowie gesellschaftli-
chen Organisationen und Kräften bei der politisch-operativen Sicherung der
Volkswirtschaft“ verwiesen.18

– Das engmaschige Netz der inoffiziellen Mitarbeiter (IM) sowie der Gesell-
schaftlichen Mitarbeiter für Sicherheit (GMS), die z. B. als stellvertretende
Minister, Generaldirektoren, Abteilungsleiter in Schlüsselpositionen der
Wirtschaft saßen.

Obwohl diese aufgrund ihrer Nomenklaturfunktionen zur offiziellen Zu-
sammenarbeit mit dem MfS verpflichtet waren, wurden sie darüber hinaus
in das inoffizielle Netz einbezogen. Für die Hauptabteilung XVIII arbeite-
ten 1989 rund 2.140 und auf der Linie XVIII mindestens 12.000 inoffizielle
Mitarbeiter.19

– Die in bedeutsamen Positionen im Staatsapparat, in der Volkswirtschaft
oder in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens eingesetzten
hauptamtlichen Sicherheitsbeauftragten bzw. Leiter der Inspektionen, die in
der Regel Offiziere im besonderen Einsatz (OibE) der Linie XVIII waren
und verdeckt agierten. In den letzten Jahren bewegte sich die Zahl der OibE
der Hauptabteilung XVIII zwischen 111 und 120.20

Das Ziel der politisch-operativen Sicherung der Volkswirtschaft der DDR be-
stand „in der Vorbeugung, rechtzeitigen Aufdeckung, konsequenten Bekämp-
fung und Verhinderung aller subversiven Angriffe, in der vorbeugenden Ver-
hinderung von Störungen und Schäden im Reproduktionsprozeß sowie in der
Unterstützung der staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe zur Gewährlei-
stung einer hohen inneren Stabilität in allen volkswirtschaftlichen Bereichen,
Zweigen, Wirtschaftseinheiten und -prozessen.“21

Ein im Jahre 1984 auf der Grundlage der DA 1/1982 für die Sektion Politisch-
operative Spezialdisziplin an der Juristischen Hochschule des Ministeriums für
Staatssicherheit erarbeitetes Lehrmaterial mit dem Titel „Die einheitliche poli-
tisch-operative Sicherung zentralgeleiteter VE Kombinate“22, benennt aus
Sicht des MfS die „Kriterien, die bei der Differenzierung der sicherheitspoliti-
schen Bedeutung eines Kombinates, den daraus resultierenden speziellen Si-
cherheitsbelangen und dem Einsatz des politisch-operativen Potentials bei der
Erarbeitung von Sicherheitskonzeptionen beachtet werden müssen:

1. die Größe und Stellung des Kombinates im gesamtgesellschaftlichen Re-
produktionsprozeß und die erkannten bzw. potentiellen Feindinteressen,

18 Dienstanweisung Nr. 1/82 des MfS vom 30.03.1982, BStU-Signatur 102 836, S. 13.
19 Haendcke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
20 Haendcke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
21 Dienstanweisung Nr. 1/82 des MfS vom 30.03.1982, BStU-Signatur 102 836.
22 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b.
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2. die gewonnenen Erkenntnisse über feindlich-negative Aktivitäten und die
dafür vorhandenen bzw. möglichen Ansatz- und Anknüpfungspunkte,

3. der Einfluß des Kombinates auf perspektivische Entwicklungsprozesse zur
Stärkung der DDR sowie der sozialistischen Staatengemeinschaft,

4. die Bedeutung und Einflüsse des Kombinates für bzw. auf das Territorium,

5. ökonomische Schwerpunkte und Problemstellungen, die sich aus der Dy-
namik in der Ökonomie ergeben.“23

Darüber hinaus war die HAXVIII in Zusammenarbeit mit der Hauptverwal-
tung Aufklärung/Kommerzielle Koordinierung mit der Beschaffung von wis-
senschaftlich-technischen Erkenntnissen und Embargo-Hochtechnologie be-
faßt sowie mit der Federführung bei der Arbeit im und nach dem Operations-
gebiet in Koordinierung mit anderen Linien und Diensteinheiten des MfS be-
auftragt.

Zur Realisierung der Aufgabenstellung von Partei und Staatsführung hinsicht-
lich der Durchsetzung der ökonomischen Strategie unter allen Lagebedingun-
gen wurde mit den spezifischen Mitteln, Methoden und Kräften des MfS, be-
sonders der HVA/SWT24 und der Linie Abwehr Volkswirtschaft „Realisie-
rungsbedingungen und effektivitätsfördernde Maßnahmen zum Unterlaufen
und Durchbrechen des Embargos eingeleitet und realisiert“.

Eine Diplomarbeit aus dem Jahre 1988, die an der Juristischen Hochschule des
MfS mit dem Thema „Politisch-operative Erfahrungen bei der Realisierung
effektivitätsfördernder Maßnahmen zur Durchsetzung der ökonomischen
Strategie der SED in Schlüsselbereichen der Volkswirtschaft, dargestellt am
Sicherungsgegenstand Embargo im Bereich des Ministeriums Elektrotech-
nik/Elektronik“ vorgelegt wurde, analysiert die „Situation und Erfahrungs-
werte bei der Durchführung von Embargoimporten und spezifischen Beschaf-
fungsaktivitäten“ und die daraus resultierenden speziellen Anforderungen an
die zum Einsatz kommenden politisch-operativen Kräfte zum Unterlaufen der
Embargobestimmungen. Da die Tätigkeit dieser IM und anderer Einsatzkräfte
während ihres Einsatzes im Operationsgebiet mit hohem persönlichen Sicher-
heitsrisiko verbunden sei, müssen Maßnahmen der „ideologischen und sicher-
heitspolitischen Qualifizierung der IM und Einsatzkader zur Gewährleistung
einer hohen Kadersicherheit, eines umfassenden Geheimnisschutzes und die
mögliche Konfrontation mit gegnerischen Abwehrorganen einen wesentlichen
Schwerpunkt bei der Einsatzvorbereitung bilden.“25

Eine weitere wesentliche Aufgabe bestand darin, insbesondere die Kader zu
schützen, „die durch staats- und wirtschaftsleitende Organe oder Kombinate
zur Unterlaufung von Embargomaßnahmen, zur Mitarbeit in Gemischten Ge-

23 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b, S. 7 ff.
24 Hauptverwaltung Aufklärung/Sektor Wissenschaft und Technik.
25 Diplomarbeit, GVS – o010 MfS – 714/88, BStU-Signatur MfS JHS 21406, S. 30 ff.
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sellschaften oder zur Wahrnehmung anderer spezieller Aufgaben im Operati-
onsgebiet eingesetzt werden.“26

In Realisierung dieser ihr zugeordneten Aufgaben und Zielstellungen zur Si-
cherung der inneren Stabilität nahm die Hauptabteilung XVIII getreu dem
Motto des MfS „Wer ist wer?“ entscheidenden Einfluß auf die Kaderarbeit in
ihrem Sicherungsbereich. „Im Rahmen von Sicherheitsüberprüfungen, Über-
wachungen und der vorgangsmäßigen Bearbeitung von Leitungs-, Reise- und
Auslandskadern manifestierte sich ihre Rolle als politische Polizei in der Wirt-
schaft.“27

Die Einschätzung der Sicherheitserfordernisse basierte auf der Analyse der
politisch-operativen Lage innerhalb eines Kombinates durch das MfS. Nur
„das umfassende Aufdecken, das lückenlose Erfassen sowie bei Vorliegen von
Informationen und Beweisen feindlich-negativer Handlungen die rechtzeitige
und konzentrierte operative Behandlung, gewährleisten bei der Vielzahl der
ökonomischen und wissenschaftlich-technischen Problemstellungen und
Schwierigkeiten in den Kombinaten das Primat der Arbeit am Feind ständig
durchzusetzen. Dabei haben sich die operativen Mitarbeiter mit folgenden
Problemstellungen auseinanderzusetzen:

– Probleme, die zu ökonomischen und wissenschaftlich-technischen Schwie-
rigkeiten und auch Konflikten bei bestimmten Personengruppen und Perso-
nen führen;

– Auffassungen und Reaktionen der Leitungskader, der Arbeiter und der wis-
senschaftlich-technischen Intelligenz zu o. g. Problemstellungen im Prozeß
der Klärung der Frage „Wer ist wer?“ unter operativ bedeutsamen Perso-
nengruppen und Personen;

– Aktivitäten von Stellen und Kräften aus dem Operationsgebiet, insbesonde-
re die mit dem Kombinat wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische
Beziehungen unterhalten, um o. g. Problemstellungen für feindlich-negative
Interessen zu nutzen bzw. durch subversive Maßnahmen auszuweiten;

– Wirkungen der politisch-ideologischen Diversion sowohl über persönliche
Kontakte von Wirtschaftskadern mit Personen aus dem NSW als auch über
imperialistische Massenmedien mit dem Ziel, Zweifel und Unglauben zu
entwickeln bzw. notwendige wirtschaftliche und wissenschaftlich-techni-
sche Lösungen zu stören oder zu behindern;

– Einfluß feindlich-negativer Personen innerhalb und außerhalb des Kombi-
nates auf Moral und Kampfbereitschaft der Werktätigen zur Bewältigung
der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technischen Aufgabenstellun-
gen.“28

26 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b, S. 14 ff.
27 Haendcke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
28 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b, S. 10 ff.
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In dem vorgenannten Lehrmaterial werden u. a. „die vorhandenen Feindinter-
essen imperialistischer Zentren und Kräfte gegen die Kombinate sowie Wirt-
schaftsspionage“ als Rechtfertigungsgründe für die politisch-operative Siche-
rung der Kombinate genannt, die das latente und allgemeine Mißtrauen des
MfS widerspiegeln:

„Zur Durchsetzung der feindlichen Strategie zur politischen Auflockerung
und konterrevolutionären Veränderungen der sozialistischen Gesellschafts-
ordnung in der DDR wird durch die politisch-ideologische Diversion (PID)
und zielgerichtete geheimdienstliche Operationen versucht,

– Widersprüche und Differenzen zwischen den Leitungskadern der Kom-
binate und den Ministerien sowie der Partei- und Staatsführung zu ent-
wickeln;

– feindlich-personelle Stützpunkte bis hin zur Entwicklung einer inneren
Opposition unter den Arbeitern auszubauen und zu schaffen;

– die Leistungsbereitschaft und den Leistungswillen unter den Werktätigen
insbesondere zur Steigerung der Arbeitsproduktivität abzubauen; Un-
glauben und Zweifel an die Realisierbarkeit der ökonomischen Strategie
in den Kombinaten bei möglichst vielen Werktätigen zu erzeugen.

Die Palette der feindlichen Tätigkeit imperialistischer Zentren und Kräfte
umfaßt ebenfalls die gezielte Anwerbung von Wirtschafts- und wissen-
schaftlich-technischen Kader aus den Kombinaten. Die Forcierung des
Menschenhandels und die Initiierung des ungesetzlichen Verlassens der
DDR, aber auch des rechtswidrigen Ersuchens zur Entlassung aus der
Staatsbürgerschaft der DDR soll eine Flucht von Fachleuten bewirken. Die
Gefährlichkeit dieser feindlichen Tätigkeit besteht darin, daß der Gegner
von diesen Personen aus der DDR vielfältige Informationen für die wirt-
schaftliche Störtätigkeit bezieht und durch den Abzug von Fachkräften der
wirtschaftlichen Entwicklung selbst Schaden zugefügt werden soll.“29

Eine Vielzahl von Dokumenten, Befehlen, Dienstordnungen, Lehrmaterialien,
Forschungsarbeiten, die der Aktenvernichtungsaktion im Zuge der Auflösung
des MfS entgangen sind und in der Behörde des Bundesbeauftragten für die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR vorgefunden
wurden, belegen die Arbeitsweise des MfS zur politisch-operativen Sicherung
der Volkswirtschaft exemplarisch. (Auflistung dazu siehe Anhang30)

29 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b, S. 10 ff.
30 Anhang: Verzeichnis von MfS-Dokumenten.
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Inoffizielle Mitarbeiter (IM) und Gesellschaftliche Mitarbeiter für Sicherheit
(GMS)

Wichtigstes Instrumentarium für die politisch-operative Sicherung der Volks-
wirtschaft, wie auch für alle anderen Bereiche, war das weitverzweigte, spe-
zialisierte konspirative Netz von Inoffiziellen Mitarbeitern. Entsprechend der
Vielfalt und Kompliziertheit der zu lösenden Aufgaben und in Abhängigkeit
von der exakten Einschätzung der Lagebedingungen durch das MfS wurde die-
ses konspirative Netz von Inoffiziellen Mitarbeitern sowohl in der DDR als
auch im Operationsgebiet aufgebaut und eingesetzt. Seit Gründung des MfS
wurden die Inoffiziellen Mitarbeiter als die Hauptkräfte für die politisch-ope-
rativen Sicherung der Gesellschaft angesehen. Aus diesem Grunde wurde im
Laufe der Jahre der offensive und zielgerichtete Einsatz der IM ständig inten-
siviert und das inoffizielle Netz immer enger geknüpft, um alle gesellschaftli-
chen Bereiche zu „durchdringen“. Insbesondere in Schlüsselstellungen der Mi-
nisterien, der territorialen staatlichen Organe, der Kombinate und Betriebe,
sowie der Einrichtungen und Kooperationsräte in der Landwirtschaft wurden
Inoffizielle Mitarbeiter eingesetzt. Zur Gewährleistung des Schutzes, der Kon-
spiration und der Sicherheit der Inoffiziellen Mitarbeiter wurde nach dem
Grundsatz verfahren, daß zur Nachweisführung nur solche Angaben gespei-
chert wurden, die für die „effektive Suche und Auswahl von IM und GMS so-
wie die Recherche nach qualitativen und quantitativen Merkmalen des
IM/GMS-Bestandes unbedingt erforderlich waren und anhand derer keine un-
befugte Identifizierung der IM und GMS“ möglich war. Für dieses umfassende
Netz inoffizieller Mitarbeiter wurde vom MfS ein ebenso umfassendes internes
Regelwerk31 mit Ordnungen, Richtlinien, Weisungen, Durchführungsbestim-
mungen, Berichterstattungen und Befehlen zur Regelung aller anstehenden
Fragen, bis hin zur Legendierung dieser Mitarbeiter geschaffen. Kernstück die-
ses Regelwerkes waren

– die MfS-Richtlinie Nr. 1/79 vom 08.12.1979 „für die Arbeit mit Inoffiziel-
len Mitarbeitern (IM) und den Gesellschaftlichen Mitarbeitern für Sicher-
heit (GMS)“

– die MfS-Richtlinie Nr. 2/79 vom 08.12.1979 „für die Arbeit mit Inoffiziel-
len Mitarbeitern im Operationsgebiet“ sowie

– die zu diesen Richtlinien erlassenen Durchführungsbestimmungen.

Gleichwohl sich im Laufe des Bestehen des MfS verschiedene IM-Kategorien
mit unterschiedlichen Einsatzrichtungen, Aufgabenstellungen und Verant-
wortlichkeiten entwickelten, ist festzustellen, daß die Kriterien für deren Aus-
wahl und Werbung und die Anforderungen an deren politisch-operative Arbeit,
die Grundprinzipien hinsichtlich Geheimhaltung und Konspiration sowie die
Anwendung des gesamten taktischen und technischen Instrumentariums, sich
nicht grundsätzlich sondern nur graduell unterschieden.

31 Siehe dazu ReiheA: Dokumente des BStU  – Die inoffiziellen Mitarbeiter –.
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Offiziere im besonderen Einsatz (OiBE)

Zur Durchsetzung der inneren Stabilität entsprechend dem Auftrag an das MfS
wurden in den sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen im Staatsapparat,
in der Volkswirtschaft sowie in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens hauptamtliche Sicherheitsbeauftragte eingesetzt, die in der Regel als Of-
fiziere im besonderen Einsatz (OibE) der Linie XVIII verdeckt agierten und
mit einer legendierten Biographie ausgestattet waren.

Gemäß „Ordnung Nr. 6/86 des MfS über die Arbeit mit Offizieren im besonde-
ren Einsatz des Ministeriums für Staatssicherheit – OibE-Ordnung“32 wurden
an die Persönlichkeit dieser OibE entsprechend dem politisch-operativen Ar-
beitsauftrag und den speziellen Einsatzbedingungen besonders hohe Anforde-
rungen durch das MfS gestellt.

„Sie müssen

– sich durch bewiesene Treue und Ergebenheit zur Partei der Arbeiterklasse
und feste Verbundenheit mit dem MfS auszeichnen;

– die Fähigkeit zur selbständigen und zur eigenverantwortlichen Lösung aller
gestellten Aufgaben außerhalb tschekistischer Kollektive besitzen;

– durch hohe politische und fachliche Qualifikation die Gewähr dafür bieten,
den politisch-operativen Auftrag wirkungsvoll im Interesse der Gesamtauf-
gabenstellung des MfS mit den im Einsatzobjekt gestellten Aufgaben zu
verbinden und zu realisieren;

– charakterlich-moralisch gefestigt und unter allen Lagebedingungen persön-
lich unantastbar sein;

– über eine den Anforderungen des Einsatzes entsprechende physische und
psychische Belastbarkeit verfügen.“

Bei Einsatz des OibE mit Ehepartner im Operationsgebiet wurden an diesen
Ehepartner grundsätzlich die gleichen Anforderungen hinsichtlich politischer
Zuverlässigkeit und charakterlich-moralischer Festigkeit sowie physischer und
psychischer Belastbarkeit gestellt, auch dann, wenn dieser nicht Angehöriger
des MfS war.

Unter Operationsgebiet sind nach MfS-Verständnis33 „imperialistische und an-
dere nichtsozialistische Staaten und Territorien zu verstehen, gegen die bzw.
von denen aus politisch-operative Maßnahmen zur Gewährleistung der staatli-
chen Sicherheit der DDR und der sozialistischen Staatengemeinschaft durch-
geführt werden“. Bei der Arbeit im und nach dem Operationsgebiet handelt es
sich um die „Gesamtheit der politisch-operativen Aufgaben, Prozesse, Maß-
nahmen und Aktivitäten des MfS, den Einsatz politisch-operativer Kräfte des
MfS im Operationsgebiet und die Nutzung solcher Personen aus dem Operati-

32 Ordnung Nr. 6/86 des MfS vom 17.03.1986 – OibE-Ordnung – BStU-Signatur 103 276, S. 4 ff.
33 Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit; Dokumente Reihe A; BStU – Nr. 1/93; S.277.
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onsgebiet, die nach Einschätzung und Überprüfung durch das MfS zur Erfül-
lung operativer Aufgaben geeignet erscheinen“.

Diese Offiziere im besonderen Einsatz, die Teil des Kaderbestandes des MfS
waren, unterlagen auch besonderen Anforderungen hinsichtlich der „Beach-
tung der Prinzipien der Geheimhaltung und Konspiration. Im Interesse der
staatlichen Sicherheit auf den Gebieten der Abwehr und der Aufklärung wur-
den sie unter Legendierung ihres Dienstverhältnisses mit dem MfS auf der
Grundlage eines normalen Arbeitsrechts- oder Dienstverhältnisses in den ent-
sprechenden Einsatzobjekten in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen
im Staatsapparat, der Volkswirtschaft oder in anderen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens eingesetzt“.34

Der Prozeß hinsichtlich Auswahl, Vorschlag und Bestätigung dieser Offiziere
im besonderen Einsatz entsprach dem Verfahren hinsichtlich Auswahl, Vor-
schlag und Bestätigung von Nomenklaturkadern. Grundsätzlich erfolgte eine
Bestätigung nach intensiven und langwierigen Sicherheitsüberprüfungen nur
dann, wenn in deren Ergebnis die folgenden Kriterien durch das MfS attestiert
wurden. Für den Einsatz als OibE waren gemäß OibE-Ordnung „Angehörige
des MfS auszuwählen,

– die o. g. Persönlichkeitsanforderungen entsprachen,

– die über langjährige politisch-operative Erfahrungen verfügen, gezielt auf
ihre Einstellung in das MfS und den Einsatz als OibE, planmäßig und
schwerpunktorientiert als Perspektivkader in der inoffiziellen Zusammenar-
beit vorbereitet wurden,

– deren persönliche bzw. familiären Probleme, die im Zusammenhang mit
dem Einsatz entstehen, mit Unterstützung der Dienstvorgesetzten und der
Kaderorgane angemessen gelöst wurden bzw. zu lösen sind“.35

Erfolgte die Bestätigung, dann wurden zur Gewährleistung von Konspiration
und Geheimhaltung sowie zur Sicherung des konspirativen Einsatzes der OibE
in den Einsatzobjekten „lebensnahe, auf die konkrete Aufgabe und die Persön-
lichkeit des obige zugeschnittene Einsatzlegenden erarbeitet, mit dem OibE
beraten, abgestimmt und die Anwendung der Legende unter differenzierter
Einbeziehung der Ehepartner und weiterer Familienangehöriger durchgesetzt.

Gemäß OibE-Ordnung gehörten „zur Einsatzlegende36:

– die vorbereitende Abstimmung zur Planung und Zuweisung einer Planstelle
im Einsatzobjekt, sofern dieses nach einem staatlich bestätigten Stellenplan
arbeitete,

– die Abstimmung auf entsprechender Ebene zur Sicherung der Einstellung
des OibE auf die beabsichtigte Planstelle im Einsatzobjekt bzw. eine Aus-

34 Ordnung Nr. 6/86 des MfS vom 17.03.1986 – OibE-Ordnung – BStU-Signatur 103 276, S. 9 ff.
35 Ordnung Nr. 6/86 des MfS vom 17.03.1986 – OibE-Ordnung – BStU-Signatur 103 276, S. 6 ff.
36 Ordnung Nr. 6/86 des MfS vom 17.03.1986 – OibE-Ordnung – BStU-Signatur 103 276, S. 9 ff.
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stattung mit Kaderunterlagen des OibE, die dessen Einstellung auch ohne
Absprachen mit hoher Wahrscheinlichkeit sicherte,

– die Erarbeitung von Kaderunterlagen für die Kaderakte des OibE, die seine
Zugehörigkeit zum MfS durch glaubhaften Nachweis anderer Tätigkeiten
vollständig oder teilweise verdeckte,

– die Ausstellung eines 2. Versicherungsausweises mit Angaben, die mit den
Kaderunterlagen identisch waren,

– die Beschaffung von Dokumenten, Ausweisen, Registrierkarten u.ä. als
Nachweis der Zugehörigkeit zur Gewerkschaft und zu Massenorganisatio-
nen ebenfalls in Übereinstimmung mit den Kaderunterlagen,

– die Legendierung in den Parteidokumenten.“

2. Kaderpolitik der SED – Instrument der Herrschaftssicherung

Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung setzen die Rahmenbedingungen für die
Arbeitsverfassung einer Gesellschaft. Dabei bestehen gravierende Unterschie-
de zwischen der Arbeitsverfassung in einer Demokratie bzw. in einem totalitä-
ren System.

In allen Machtbereichen kommunistischer Parteien hatte die Kaderpolitik als
Instrument der Herrschaftssicherung einen außerordentlich hohen machtpoliti-
schen Stellenwert. Auch in der DDR wurden neben der politisch-operativen
Durchdringung aller Bereiche des gesellschaftlichen Lebens mittels Besetzung
der Schlüsselpositionen mit Inoffiziellen Mitarbeitern des MfS, mit Hilfe der
Kaderpolitik getreu dem Motto „Kader entscheiden alles!“37 die personellen
Voraussetzungen zur Sicherung des Herrschaftsanspruches der SED geschaf-
fen.

Kaderpolitik war stets und überall eine erstrangig politische Aufgabe, Kader-
fragen  waren „Klassenfragen“. Aus diesem Grunde wurden bereits beim Auf-
bau der neuen Verwaltungsorgane – ebenfalls dem Muster der sowjetischen
Herrschaftsordnung folgend – von Beginn an, alle wichtigen Schaltstellen im
Staats- und Wirtschaftsapparat sowie in allen gesellschaftlich relevanten Orga-
nisationen, Institutionen und Bereichen von Mitgliedern der SED oder ihr er-
gebenen Anhängern besetzt.

Diesem Anliegen folgend wurden alle potentiellen Anwärter einer umfassen-
den Sicherheitsüberprüfung durch das MfS unterzogen. Aus diesem Reservoir
überprüfter und zuverlässiger Personen rekrutierte sich das Führungs- und
Leitungspersonal je nach Bedarf. Auf diese Weise wurden unliebsame und
nach MfS-Verständnis unzuverlässige Personen von bedeutsamen Positionen
ferngehalten.

37 Rede J. Stalins am 04.05.1935 vor Absolventen der Akademie der Roten Armee in Moskau.
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Die Prinzipien der Kaderpolitik der SED „gründen sich auf die wissenschaftli-
chen Erkenntnis des Marxismus-Leninismus“. Die Durchsetzung der führen-
den Rolle der SED war erklärte Aufgabe und Zielsetzung der Kaderpolitik. Mit
ihr wurde der allgemeine normative Rahmen für die Besetzung von Leitungs-
positionen vorgegeben.

Die Prämissen zur Auswahl und Förderung von Führungskräften sowie deren
Einsatz im Partei-, Staats- und Wirtschaftsapparat und allen anderen Bereichen
des gesellschaftlichen Lebens waren einheitlich und verbindlich. Ohne Atte-
stierung der politischen Zuverlässigkeit durch das MfS im Ergebnis von Si-
cherheitsüberprüfungen war in der DDR keine Karriere möglich.

– Anhand der Analyse ausgewählter Kaderdokumente aus unterschiedlichen
Epochen und Einrichtungen der DDR, z. B.:

– „Ordnung über die Arbeit mit den Angehörigen im MfS – Kaderordnung –“
aus dem Jahre 198938

– „Ordnung zur Arbeit mit der Kadernomenklatur der SED-Kreisleitung
Greifswald“ aus dem Jahre 198939

– „Beschluß zum Bericht der Bezirksleitung der SED Gera über Erfahrungen
bei der Auswahl, Entwicklung und Befähigung der Kader zur Verwirkli-
chung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED“ vom 30.09.198640

– „Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees über die Arbeit mit den Ka-
dern“ vom 07.06.197741

– „Anordnung über die Sicherheit und Geheimhaltung bei der Erfüllung der
Aufgaben der Volkswirtschaft zur ökonomische Sicherstellung der Landes-
verteidigung im Frieden“ vom 10.11.197642

– „Handbuch über die Arbeit mit den Kadern für staatliche Leiter im VEB
Kombinat Robotron“ aus dem Jahre 197443

– „Anleitung zur Auswahl, Entwicklung und Förderung der Kader (Hinweise
für leitende Funktionäre im Staatsapparat und in der Verwaltung der volks-
eigenen Wirtschaft)“ aus dem Jahre 195244

– „Richtlinien für die Kader- und Schulungsarbeit“ des Staatsekretariats für
Staatssicherheit vom November 195345, die wesentlichen von den Ereignis-
sen des 17. Juni 1953 geprägt sind,

38 Ordnung Nr. 9/89 des MfS – BStU-Signatur 103613.
39 Abschlußbericht des Untersuchungsausschusses der Stadt Greifswald; S. 119 ff.
40 Neuer Weg, Beilage zum Heft 20/1986.
41 Neuer Weg, Beilage zum Heft 13/1977.
42 Anordnung des Ministerrates der DDR, VVS B 2 – B 120 – P/309/76.
43 Betriebsinternes Dokument des VEB Kombinates Robotron.
44 Anleitung zur Auswahl, Entwicklung und Förderung der Kader vom März 1954.
45 DA Nr. 43 / 53 vom 6.11.1953 – BStU-Signatur 100 885.
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ist festzustellen, die grundlegenden Prinzipien der Kaderarbeit haben sich we-
der im Laufe der Zeit wesentlich geändert, noch bestehen in den verschiedenen
Bereiche wesentliche Unterschiede.

Den speziellen Belangen des Ministeriums für Staatssicherheit hinsichtlich der
„Konspiration, dem Grundprinzip der politisch-operativen Arbeit, die auf die
revolutionäre Kampferfahrungen der internationalen Arbeiterbewegung in der
Auseinandersetzung mit dem bürgerlichen Macht- und Unterdrückungsapparat
zurückzuführen und in den Kampf um die Macht oder zur Sicherung der
Macht der Arbeiterklasse einzuordnen ist sowie der tschekistischen Erziehung
und Befähigung der Kader“46, wird in den Kaderdokumenten des MfS geson-
dert Rechnung getragen.

Die Kaderpolitik als Kernfrage der politischen Leitungstätgigkeit beinhaltete
die „Ausarbeitung und Durchsetzung der auf der objektiven Notwendigkeit
beruhenden Grundkonzeption zur quantitativen und qualitativen Entwicklung
der erforderlichen Kader, die sich aus der perspektivischen Aufgabenstellung
mit langfristiger Orientierung in der Kaderentwicklung entsprechend den
Grundsätzen für die Auswahl, Erziehung und Verteilung der Kader ergeben“.

Ausgehend von der Fiktion, daß zur Sicherung des Führungsanspruches der
Partei alle kaderpolitischen Prozesse langfristig geplant werden müssen, wurde
mit den Kadernomenklaturen, gegliedert nach unterschiedlichen Nomenklatur-
stufen, ein aufwendiger Entscheidungs- und Planungsmechanismus geschaf-
fen, mit dem folgende Hauptaufgaben auf diesem Gebiet der Leitungstätigkeit
gelöst werden mußten:

– Auswahl und Überprüfung der Kader sowie

– deren Leistungseinschätzung, Beurteilung, Qualifizierung und Schulung für
den planmäßigen und bedarfsorientierten Einsatz,

– die Bildung einer Kaderreserve

– die Aufstellung von langfristigen Kaderprogrammen, wie Kaderperspektiv-
programme und Kaderentwicklungsplänen zur Rekrutierung von Nach-
wuchskräften.

Zur Realisierung dieser Zielstellung bediente sich die SED folgender Instru-
mentarien:

– Schaffung eines flächendeckenden Kadernomenklatursystem und Beset-
zung der Positionen mit systemloyalen Nomenklaturkadern

Prinzipien der sozialistischen Kaderpolitik und deren Vorgabe mittels Kader-
beschlüssen

– Aufbau einer adäquaten Kaderorganisation

46 Wörterbuch der Staatssicherheit – BStU – Dokumente 1/93; S. 219.
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Garanten für die konsequente und einheitlicher Durchsetzung der Kaderpolitik
der SED sowie die Einhaltung der kaderpolitische Vorgaben waren die auf al-
len Ebenen und in allen Bereichen, in jedem Betrieb und in jeder Institution
installierten Kaderabteilungen bzw. die Abteilungen Kader und Bildung.

Auffallend ist, daß Beschlüsse und Richtlinien zur Kaderpolitik in der DDR,
bis auf wenige Ausnahmen, kaum veröffentlicht wurden.

2.1. Begriffsbestimmungen

Während für die Stellung im gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozeß
und für die politisch-operative Sicherung durch das MfS eine Unterscheidung
zwischen Kombinat und Betrieb relevant war, kann angesichts der Einheitlich-
keit der Kaderpolitik der SED und der Verbindlichkeit der kaderpolitischen
Prinzipien für alle Bereiche der Gesellschaft bei der Analyse der Kaderarbeit
auf eine derartige Differenzierung verzichtet werden.

Aus diesem Grunde steht im Zusammenhang mit der Analyse der Kaderarbeit
Betrieb nachfolgend immer stellvertretend für beide Organisationsformen.

2.1.1. Kaderbegriff

Kader sind ein planmäßig herangebildeter Stamm von Personen, die aufgund
ihrer politischen Einstellung für die Besetzung wichtiger Nomenklaturpositio-
nen im Partei-, Staats- und Wirtschaftsapparat sowie allen anderen Bereichen
der Gesellschaft entsprechend der Kadernomenklatur ausgewählt, überprüft
und deren sicherheitspolitische Eignung nach erfolgter Sicherheitsüberprüfung
durch das MfS bestätigt wurde. Ihre Aufgabe bestand darin, die gesellschaftli-
che Transformation nach den Vorgaben der Partei durchzusetzen und zu si-
chern.

2.1.2. Kadernomenklaturen und Nomenklaturkader

Die wichtigste Grundlage für die Durchsetzung der Kaderpolitik der SED bil-
dete das System der Kadernomenklaturen47, ein hierarchisch gegliedertes
Stellenplansystem, in dem alle Führungs- und Leitungsfunktionen im Partei-,
Staats- und Wirtschaftsapparat, in der Armee und den Massenorganisationen,
in den Blockparteien, im Bereich Kultur, Medien, Bildung, Gesundheitswesen,
Justiz, Sport, also aller Bereiche der Gesellschaft verzeichnet waren, über de-
ren Besetzung die SED direkt entschied oder für die sie verbindliche Festle-
gungen traf bzw. sich die Kontrolle vorbehielt.

47 Anlage 15: Übersicht über Nomenklaturstufen (stark vereinfacht).
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Die Anlagen 15 – 19 listen Nomenklaturpositionen aus verschiedenen Institu-
tionen und Ebenen auf. Insbesondere die Kadernomenklatur der SED-Kreis-
leitung Greifswald aus dem Jahre 198948 macht deutlich, wie weit der Eingriff
und Reglementierung der Partei in Abstimmung mit dem MfS bei der Beset-
zung von Funktionen ging. Der hier als Anlage beigefügte Teil betrifft nur den
Teilbereich Wirtschaft.

Kadernomenklaturen waren Führungsinstrumente zur Durchsetzung der Ka-
derpolitik der SED und zur Verwirklichung der einheitlichen Prinzipien der
sozialistischen Kaderpolitik auf allen Ebenen, mit ihrer Hilfe sicherte die SED
ihre Macht, auf diese Weise setzte sie ihren politischen Einfluß in allen Berei-
chen der Gesellschaft umfassend durch.

Erklärtes Ziel der Arbeit mit den Kadernomenklaturen war es, durch ein auf-
einander abgestimmtes, langfristig orientiertes System der Auswahl, Überprü-
fung und Erprobung, der planmäßigen Aus- und Weiterbildung, von Erziehung
und mit dem planmäßigen Einsatz dieser Kader die Führungsrolle der Arbei-
terklasse ständig zu verwirklichen und eine stabile und planmäßige Besetzung
der Führungs- und Leitungsfunktionen entsprechend den Vorstellungen der
Partei zu gewährleisten.

Die Arbeit mit Kadernomenklaturen ist in allen Ländern, die von einer kom-
munistischen Partei regiert werden bzw. wurden, festzustellen. Beispielhaft
belegen dies die nachfolgend genannten Dokumente:

aus Polen:

„Richtlinien des Politbüros im Bereich der Nomenklatura der Kader der
Parteiinstanzen mit der Liste der Führungsstellen, die der Nomenklatura
von KC, KW, KP (KM, KD)49 unterstehen“ aus dem Jahre 1973;

aus der ehemaligen Sowjetunion:

„Ein Moskauer Gutachten über die KPdSU“ aus dem Jahre 199350

Jede der Kadernomenklaturen51 war im wesentlichen nach folgenden Ebenen,
die den Ebenen der Parteiorganisation der SED entsprachen, gegliedert:

– Kadernomenklatur des Zentralkomitees der SED

– Kadernomenklatur der Bezirksleitung der SED

– Kadernomenklatur der Kreisleitung der SED.

Die Entscheidungskompetenz bezog sich immer nur auf die Nomenklaturposi-
tionen, die der entsprechenden Hierarchieebene zugeordnet waren. Dabei be-
stand ein begrenzter Handlungsspielraum, da die grundlegenden Entscheidun-

48 Anlage 19: Kadernomenklatur der SED-Kreisleitung Greifswald – Teilbereich Wirtschaft –.
49 Gliederungen der PVAP (siehe dazu Abkürzungsverzeichnis).
50 Bundesinstitut für ostwisssenschaftliche und internationale Studien, Nr. 2/1993.
51 Siehe Beispiele dazu Anlagen 15 bis 19 (vereinfacht).



2102 Edelgard Jeske

T0705B.DOC, FSE79903.DOT, 26.04.01, 13:57

gen durch das MfS nach Sicherheits- bzw. nach Wiederholungsüberprüfungen
getroffen wurden.

Für jede Position der Kadernomenklatur wurden Nomenklaturkader entspre-
chend den einheitlich geltenden kaderpolitischen Prinzipien ausgewählt. Um
die langfristige Besetzung der Führungspositionen mit überprüften Kadern und
bei Bedarf verfügbar zu haben, wurden darüber hinaus nach gleichen Auswahl-
und Überprüfungskriterien für jede Nomenklaturposition Reserve- und Nach-
wuchskader ausgewählt.

Mit dem „Beschluß des Sekretariats der Zentralkomitees über die Arbeit mit
den Kadern vom 07.06.1977“ wurde die planmäßige Vorbereitung für Lei-
tungsfunktionen konkret vorgegeben. Jedes Leitungsorgan und jeder Leiter
wurde für die Schaffung einer einsetzbaren Kaderreserve für Nomenklatur-
funktionen verantwortlich gemacht. Die Auswahl sollte jedoch sorgfältig und
gründlich erfolgen. Darunter war zu verstehen, daß vorrangig solche Kader
aufgenommen werden sollten, die bereits erfolgreich eine Nomenklaturfunkti-
on ausüben oder die Besten aus der Kontrollnomenklatur sowie Kader, die an
Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen der Sowjetunion aus- und
weitergebildet wurden.

Das bedeutete, formal bestand zwar das Vorschlagsrecht eines Bereiches, z. B.
eines Kombinates, für die auf das Kombinat bezogene Kadernomenklatur des
Fachministers, die letztliche Entscheidung traf jedoch das MfS nach erfolgter
Sicherheitsüberprüfung. Lagen Ausschließungsgründe vor und wurde aus die-
sem Grunde eine Bestätigung versagt, dann hatte gemäß Richtlinie 1/8252 die
Übermittlung der Ablehnung so zu erfolgen, „daß die Leiter der staatlichen
und wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen so-
wie die zuständigen Funktionäre der gesellschaftlichen Organisationen keine
Rückschlüsse auf eingesetzte operative Kräfte, Mittel und Methoden des MfS
ziehen und die betreffenden Personen keine Überprüfungshandlungen des MfS
erkennen können“.

Bevor also die Aufnahme in die Kadernomenklatur als Nomenklaturkader er-
folgte, war ein verdecktes Verfahren abgelaufen, das nicht die fachliche Eig-
nung, sondern nach umfassender Überprüfung des Arbeits-, Familien-, Wohn-
und Freizeitbereiches die sicherheitspolitische Eignung des betreffenden Kan-
didaten feststellte. Nur wenn im Ergebnis dieser Sicherheitsüberprüfung die
zuständige Diensteinheit des MfS die sicherheitspolitische Eignung des über-
prüften Kaders bestätigt hatte, erfolgte die Aufnahme in die Kadernomenkla-
tur. Ergaben sich im Rahmen dieser Überprüfungsmaßnahmen geringste Zwei-
fel, lehnte das MfS eine Bestätigung ab und es wurden weitere Schritte festge-
legt. Mit dieser Verfahrensweise wurden im Sinne des MfS politisch unzuver-
lässige oder aus anderen Gründen nicht geeignete Personen von Führungs-
oder andere bedeutsame Positionen ausgeschlossen.

52 Richtlinie 1/82 vom 17.11.1982 – GVS o008 – MS-Nr. 14/82 – BStU-Signatur 102 900; S. 37.
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Zum Personenkreis der Nomenklaturkader wird im Lehrmaterial53 der MfS-
Hochschule „Die politisch-operative Sicherung zentralgeleiteter VE Kombi-
nate“ folgendes ausgeführt:

„Aus den generellen Festlegungen solcher Personenkategorien wie Nomen-
klaturkader, Geheimnisträger, Reise-/Auslandskader, RGW- und ZZ-Kader
sind entsprechend den konkreten Bedingungen im Industriebereich und sei-
ner Stellung in der Gesamtvolkswirtschaft die Personen und Personenkreise
auszuwählen, die durch differenzierte Maßnahmen vor dem Mißbrauch des
Gegners zu schützen und an die Spitze festzulegender Rang- und Reihen-
folgen im Kombinat zu stellen sind. Dabei wäre es zweckmäßig, durch die
verantwortlichen Leiter/Mitarbeiter der Fachabteilungen der Hauptabteilung
zentrale Festlegungen für die Auswahl, Bestätigung und den Einsatz von
Nomenklaturkadern der Fachminister ....... zu treffen. In der Regel liegen
über diesen Personenkreis umfassende Ergebnisse der Klärung der Frage
„Wer ist wer?“ vor und sind Bestätigungsdokumente vorhanden. Die poli-
tisch-operative Zielstellung bei der Sicherung dieser Personen besteht darin,
nicht zu gestatten, daß sie vom Feind mißbraucht werden. Jeder vorliegende
operativ relevante Hinweis ist schnellstens gründlich zu prüfen und bis zur
Entscheidung zu führen, ob ein vorbeugendes Gespräch, eine mögliche in-
offizielle Nutzung, ein Herauslösen aus der Funktion wegen ernsthafter si-
cherheitspolitischer Probleme oder eine Bearbeitung in einem operativen
Vorgang erfolgen muß.“

Im Klartext heißt das, die Nomenklaturkader waren keineswegs tabu, sondern
wurden Wiederholungsüberprüfungen unterzogen. Traten dabei Zweifel an ih-
rer sicherheitspolitischen Eignung auf, führte dies zu den vorgenannten Kon-
sequenzen.

Die Aufnahme in die Kadernomenklatur war Voraussetzung und Beginn einer
Karriere in der DDR, deren Ende bei sicherheitspolitischen Bedenken, bei
Feststellung eventueller sicherheitspolitischer Risiken im Ergebnis von Wie-
derholungsprüfungen oder bei Vorliegen aktueller Hinweise durch das MfS
veranlaßt wurde.

Die grundlegenden Orientierungen hinsichtlich der sicherheitspolitischen An-
forderungen wurden mit der Richtlinie 1/82 des MfS vom 17.11.1982 „zur
Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen“ vorgegeben und das Procedere
festgelegt. Gemäß dieser Richtlinie wurden nur solche Kader in die Kaderno-
menklatur aufgenommen, denen nach der Überprüfung durch das MfS atte-
stiert wurde, daß sie

– der Partei treu ergeben,

– gut ausgebildet und in der Führungs- und Leitungstätigkeit sowie der Par-
teiarbeit erfahren,

53 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS  Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b, S. 30 ff.
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– charakterlich und moralisch vorbildlich

sind.

Aus Sicht des MfS bestand bereits ein sicherheitspolitisches Risiko in der Tat-
sache, wenn Kader oder deren Angehörige private Kontakte und Beziehungen
zu Verwandten oder Bürgern im nichtsozialistischen Wirtschaftsgebietes, so-
genannte „Westkontakte“ unterhielten und bei der geforderten „Abgrenzung
vom kapitalistischen Ausland“ die notwendige Konsequenz fehlen ließen. Fol-
gende Dokumente, die als Anlagen beigefügt werden, verdeutlichen die Ver-
fahrensweise z. B. bei „Westkontakten“:

– Fallbeispiel54 – im Ergebnis einer Sicherheitsüberprüfung wurde wegen be-
stehender Westkontakte ein NSW-Reisekader nicht bestätigt und gleichzei-
tig ein weitgehender Maßnahmekatalog zur weiteren Abklärung in Gang
gesetzt.

– Eine Kollegiumsvorlage55 des Ministeriums für Kohle und Energie der
DDR zur „Einschätzung über die Erfüllung sicherheitspolitischer Forderun-
gen in der Kaderarbeit“ aus dem Jahre 1978 mit ihren Festlegungen belegt
dies exemplarisch. Die Verurteilung der politischen Sorglosigkeit bei der
Auswahl von Kadern mit Westkontakten bzw. bei fehlender Konsequenz,
wenn keine Bereitschaft zum Abbruch der bestehenden Kontakte vorliegt,
zieht sich wie ein roter Faden durch das gesamte Dokument. In diesem Zu-
sammenhang wird u. a folgender Entscheidungsvorschlag formuliert:

„Mit den Reserve- und Nachwuchskadern der Nomenklatur der Generaldi-
rektoren, die noch private Kontakte und Beziehungen zu Bürgern des NSW
unterhalten, sind letztmalig Gespräche zum Abbruch der Kontakte und Be-
ziehungen zu führen. Bei Nichtbereitschaft zum Abbruch der Kontakte und
Beziehungen sind diese Kader als Nachwuchs- oder Reservekader zu strei-
chen.

verantwortlich: Generaldirektoren der Kombinate

Termin: 31.12.1978“

Handschriftlicher Kommentar des MfS auf dem vorgehefteten Blatt zu die-
ser Vorlage:

1. Vorbildliche Arbeit

ist auf der nächsten VS-Stellenleitertagung erläutern zu lassen

2. Gen. .... zur Analyse auswerten

Als Beispiel wie sich Minister Kohle und Energie und die Direktoren

über ST (?) beschäftigt haben.

54 Anlage 27: Fallbeispiel – Ablehnung eines NSW-Reisekaders.
55 Anlage 24: BStU-Signatur MfS – ZAGG  Nr. 742.
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Im Ergebnis des Auslese- und Überprüfungsprozesses der Kader entwickelte
sich zwangsläufig eine gegenüber Partei und Staat loyale Funktionärskaste,
eine weitgehend homogene soziale Gruppe, die ähnliche Schulungsmaßnah-
men durchlief, sich auf propagandistischen Veranstaltungen traf, sich in der
geschlossenen Gesellschaft der DDR persönlich kannte und sich gegenseitig
stützte. Aus diesem Reservoir von angepaßten und überprüften Kadern rekru-
tierte sich die Führungsschicht der DDR. Neben dem hierarchisch gestuften
System der Kadernomenklatur entwickelte sich auch ein hierarchisch gestuftes
Privilegiensystem, das unter den Bedingungen der Mangelwirtschaft in der
DDR und der stets postulierten „proletarischen Bescheidenheit“ ein wichtiges
Anreizsystem56 darstellte, u. a. durch:

– die Versorgung mit hochwertigen Konsumgütern aus dem westlichen Aus-
land bzw. von Exportartikeln, die der Normalbürger nicht kaufen konnte

– den Einkauf in gesonderten Einrichtungen mit guter Warendecke

– die vorrangige Bereitstellung von Wohnungen, Wochenendgrundstücken,
Eigenheimen oder PKW's

– mit Auslandsreisen

– durch Studienplätze für die Kinder nach Wahl (Auslandsstudium)

– durch die Ausstattung mit Devisen u. a. m.

2.1.3. Kaderpolitische Prinzipien

In Abhängigkeit von der Stellung in der Nomenklaturhierarchie leiteten sich
die kaderpolitischen Normen für die Auswahl der Nomenklaturkader ab.
Grundlegendes Auswahlkriterium war für alle Kader, ob Nomenklatur-, Reise-
oder Auslandskader, ihre politisch-ideologische Eignung, ihr Wohlverhalten
gegenüber Partei und Staat, während die fachliche Kompetenz eher eine unter-
geordnete Rolle spielte.

Eine im März 1954 vom Ministerium des Innern der DDR – Staatssekretariat
für Innere Angelegenheiten – herausgegebene „Anleitung zur Auswahl, Ent-
wicklung und Förderung der Kader“ belegt dies exemplarisch. Sie bezieht sich
auf einen Ministerratsbeschluß vom 28. August 1952 zu den personalpoliti-
schen Richtlinien der Regierung der DDR und gibt leitenden Funktionären im
Staatsapparat und der Verwaltung der volkseigenen Wirtschaft Hinweise zur
Kaderarbeit. Für die Beschäftigung im Staatsapparat und im Bereich der
volkseigenen Wirtschaft werden Anforderungen und Bedingungen aufgelistet.
So heißt es u. a. in der Einleitung wie folgt:

„1. Aus der besonderen Rolle des Staatsapparates bei der Verwirklichung
der Ziele unserer Regierung ergibt sich, daß die Tätigkeit im Staatsapparat

56 Bahrmann/Fritsch; Sumpf – Privilegien, Amtsmißbrauch, Schiebergeschäfte.
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und in der Verwaltung sowie in der Leitung der volkseigenen Wirtschaft ei-
ne gesellschaftliche Funktion und deshalb mit der Übernahme besonderer
Verantwortung und besonderer Pflichten verbunden ist.“57

Aus den Kaderdokumenten kristallisiert sich ein Kanon von Eigenschaften,
Fähigkeiten und Verhaltensnormen heraus, durch die sich nach SED-Ver-
ständnis ein Nomenklaturkader auszuzeichnen hatte und die Gegenstand der
Sicherheitsüberprüfungen durch das MfS waren, wie:

– unbedingte Treue zur Arbeiterklasse, ihrer Partei und zum Marxismus-Le-
ninismus

– ständiges Bemühen, tiefer in die Theorie des Marxismus-Leninismus und
die Beschlüsse der Partei einzudringen sowie um deren Verwirklichung zu
kämpfen

– lebendige Propagierung des Marxismus-Leninismus

– kompromißloser Kampf gegen alle Erscheinungen der bürgerlichen Ideolo-
gie

– Stolz auf die Errungenschaften des Sozialismus

– Liebe zur sozialistischen Heimat

– unerschütterliche Freundschaft mit der KPdSU, zur Sowjetunion und den
anderen Ländern der sozialistischen Gemeinschaft

– Treue zum proletarischen Internationalismus

– konsequente Erfüllung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts-
und Sozialpolitik als Leitmotiv des Denkens und Handelns

– Förderung der sozialistischen ökonomischen Integration

– selbstlose Einsatzbereitschaft

– Förderung der sozialistischen Bewußtseinsbildung der Massen

– Herausbildung der marxistisch-leninistischen Weltanschauung und kom-
munistischen Moral

– Parteilichkeit und Sachkenntnis, Diszipliniertheit und schöpferische Initia-
tive, Bescheidenheit und Vorbildwirkung in der Arbeit und im persönlichen
Leben, menschliche Reife

– Selbstbewußtsein und Unversöhnlichkeit gegenüber Verletzungen von ge-
sellschaftlichen Pflichten, Auftreten gegen Subjektivismus und Schönfärbe-
rei

– Entfaltung von Kritik und Selbstkritik

57 Anleitung zur Auswahl, Entwicklung und Förderung der Kader vom März 1954, S. 3.
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– hohe politische und fachliche Kenntnisse, immer engere Verbindung zwi-
schen Leiter und Kollektiv, ein richtiges Verhältnis von kollektiver Leitung
und persönlicher Verantwortung

– ständige Arbeit mit den Menschen, die Entfaltung ihrer schöpferischen In-
itiativen und Fähigkeiten, umfassende Einbeziehung in die Leitung und
Planung, Beachtung ihrer Hinweise und Vorschläge

– Beherrschung moderner Leitungsmethoden

– Wahrung von Partei- und Staatsgeheimnissen

– strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicher-
heit

– Bereitschaft, die familiären Beziehungen, Kontakte sowie Verbindungen
entsprechend den Sicherheitserfordernissen des MfS zu gestalten und per-
sönliche Beziehungen zu Verwandten und Bürgern im nichtsozialistischen
Ausland abzubrechen.

So sahen also „sozialistische Persönlichkeiten“ nach den Wunschvorstellungen
von SED und MfS aus.

2.1.4. Politisch-operative Einflußnahme des MfS auf die Kaderarbeit

In Realisierung der ihr zugeordneten Aufgaben und Zielstellungen nahmen die
Hauptabteilung XVIII, die Linie XVIII der Bezirksverwaltungen sowie der
Kreis- und Objektdienststellen getreu dem Motto des MfS „Wer ist wer?“ ent-
scheidenden Einfluß auf die Kaderarbeit in ihrem Sicherungsbereich. Dies er-
folgte im Rahmen von Sicherheitsüberprüfungen, Überwachungen und der
vorgangsmäßigen Bearbeitung von Leitungs-, Reise- und Auslandskadern. In
deren Ergebnis wurde über die sicherheitspolitische Eignung des überprüften
Kaders durch die zuständige Diensteinheit des MfS entschieden.

Zur Durchsetzung der Prinzipien der sozialistischen Kaderpolitik wurde mit
Hilfe des MfS gesichert, daß nur solche Kader, auf die sich Partei und Staat
stützen konnten, in bedeutsame Funktionen eingesetzt und negativ-feindliche
Personen ausgeschlossen wurden. Die im Zusammenhang mit der Klärung der
Frage „Wer ist wer?“ durchgeführten

Überprüfungsmaßnahmen im Arbeits-, Familien-, Wohn- und Freizeitbereich
gingen eklatant über die berechtigten Schutzinteressen von Wirtschaftsberei-
chen vor Wirtschafts- und Industriespionage hinaus, hier agierte das MfS als
politische Polizei unter Nutzung der IM/GMS-Basis. Durch zielgerichtete Su-
che und den Einsatz von IM/GMS, die zu dem zu überprüfenden Kader entwe-
der bereits vertrauliche Beziehungen hatten bzw. aufbauen konnten. Diese
Methode wurde ebenso beim Einsatz im Operationsgebiet angewandt, um In-
formationen von der Zielperson im Operationsgebiet zu erhalten.
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Hauptziel des Einsatzes der IM/GMS-Basis war das Eindringen in die Privats-
phäre, insbesondere in den Schutzraum der Familie, zur „konkreten Aufklä-
rung des subjektiven Bereiches der Zielpersonen und deren subjektiv moti-
vierten Handlungs- und Verhaltensweisen, wodurch z. B. Rückschlüsse auf
seine Einstellung zum Staat ermöglicht wurden“.

Sicherheitsüberprüfungen durch das MfS

Die Auswahl, Entwicklung und Verteilung der Nomenklaturkader sowie die
Bestätigung von Reise- und Auslandskadern erfolgte grundsätzlich nach poli-
tisch-ideologischen Eignung.

Zur Sicherung dieses Anspruches wurden vor Aufnahme eines Kandidaten in
die entsprechende Kadernomenklatur grundsätzlich eine Sicherheitsüberprü-
fung, nach erfolgter Aufnahme in die Kadernomenklatur eine Wiederholungs-
prüfung durch das MfS durchgeführt.

Die Richtlinie des MfS Nr. 1/88 vom 17.11.1982 regelt die Belange bei der
Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen und benennt die Personen bzw.
die Personengruppen, bei denen Sicherheitsüberprüfungen durchzuführen sind
und welche grundsätzlichen Anforderungen erfüllt werden müssen. In der
Richtlinie heißt es wie folgt:58

„Das MfS hat .... durch den zielgerichteten Einsatz der erforderlichen ope-
rativen Kräfte und Mittel, durch die Zusammenführung im MfS gespei-
cherter Informationen und durch die Auswertung der von anderen Organen
und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen Organisationen erarbeiteten
Überprüfungsergebnisse die Überprüfung der sicherheitspolitischen Eig-
nung der Personen (Sicherheitsüberprüfungen) vorzunehmen. Damit ist ent-
sprechend den konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen die Frage
„Wer ist wer?“ zu klären, um sicherheitspolitisch richtige Entscheidungen
für oder gegen den vorgesehenen Einsatz bzw. die Erteilung einer Erlaubnis
oder Genehmigung treffen zu können ....... Die im Ergebnis der Sicher-
heitsüberprüfungen zu treffenden Entscheidungen tragen einen zutiefst po-
litischen Charakter...... Die Entscheidungen sind immer im Interesse der er-
folgreichen Durchsetzung der Politik der Partei- und Staatsführung zu tref-
fen...... In Übereinstimmung mit der politisch-operativen Zielstellung der
Sicherheitsüberprüfungen sind an alle zu überprüfende Personen folgende
grundlegende sicherheitspolitische Anforderungen zu stellen:

– positive oder zumindest loyale Einstellung zum sozialistischen Staat und
zur gesellschaftlichen Entwicklung der DDR;

– ablehnende Einstellung gegenüber feindlichen und anderen negativen Akti-
vitäten, Erscheinungen und Einflüssen;

58 MfS-Richtlinie 1/82 vom 17.11.82 – GVS MfS o008-14/82 – BStU-Signatur 102 900, S. 7 ff.
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– strikte Einhaltung des sozialistischen Rechts;

– keine Verhaltens- und Lebensweisen, die dem Gegner als Ansatzpunkte für
Kontaktaufnahmen und subversiven Aktivitäten dienen könnten;

– keine engen Kontakte und Verbindungen zu Personen, die eine feindlich-
negative Einstellung haben.

Wird unabhängig vom Grund der Einleitung eine zu überprüfende Person die-
sen grundlegenden sicherheitspolitischen Anforderungen nicht gerecht, ist kei-
ne Zustimmung zu erteilen. Eine weitere Prüfung der sicherheitspolitischen
Eignung ist nicht erforderlich. Die Einleitung erforderlicher politisch-operati-
ver Maßnahmen ist zu prüfen.“

Nach Einschätzung des MfS waren die Sicherheitsüberprüfungen die maßgeb-
lichsten Prozesse, denn nur in deren Ergebnis konnte eine eindeutige Antwort
auf die Frage „Wer ist wer?“ gegeben werden.

Aus diesem Grunde ist es auch verständlich, daß an der Juristischen Hoch-
schule des MfS das Thema „Sicherheitsüberprüfungen“ ein Schwerpunktthema
sowohl in der Ausbildung als auch in der „Forschungsarbeit“ bildete und alle
Facetten dieses Prozesses in Form von Forschungs- und Diplomarbeiten sowie
Dissertationen untersucht wurden.

Beispielhaft sei hier genannt:

– eine Dissertation59 vom April 1989 zum Thema „Zur Qualifizierung der
Einschätzung der sicherheitspolitischen Eignung von Personen“. Nach Ein-
schätzung der beiden Autoren stellt

„die Arbeit einen Beitrag zur Qualifizierung von Mitarbeitern [des MfS] zu
operativen Personeneinschätzungen durch auf Effektivität und Qualität ori-
entierte Ausführung erforderlicher geistig-praktischer Leistungen dar. Es
wird davon ausgegangen, daß Einschätzungen der sicherheitspolitischen
Eignung von Personen im Ergebnis vielfältiger zwischenmenschlicher Be-
ziehungen in einem mehrstufigen, vieldimensionalen Prozeß geistig-
praktischer Leistungen entstehen. Durch Aufarbeitung ausgewählter psy-
chologischer Erkenntnisse und Methoden wird auf eine individuelle Vorge-
hensweise bei Sicherheitsüberprüfungen orientiert, die eine ausreichende,
richtige und angemessene Einschätzung der sicherheitspolitischen Eignung
von Personen ermöglicht.“

In diesem Dokument werden u. a. Mängel bei der Beschreibung von Bedin-
gungen für das Verhalten der Zielperson durch die Quelle kritisiert, was im
Ergebnis von Sicherheitsüberprüfungen zu falschen Schlußfolgerungen hin-
sichtlich der tatsächlichen Motivation führen könne. Anhand des auf Seite 41
der Dissertation60 dargestellten Beispiel „Beflaggung“ kann abgeleitet werden,

59 Anlage 9: Auszug aus Dissertation; VVS o001 – MfS JHS  250/89/I – BStU-Signatur MfS JHS 20
093.

60 Ebenda.
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von welchen Banalitäten z. B. eine Karriere in der DDR abhängig sein konnte.
Es reichte die Feststellung der Tatsache „Beflaggung“ nicht aus, im Vorfeld
der Bestätigung der sicherheitspolitischen Eignung wurden weitergehende Dif-
ferenzierungen hinsichtlich der Motivlage gefordert.

Anmerkung:

Das Promotionsverfahren wurde mit dem Prädikat cum laude abgeschlossen.
Beide Autoren der Dissertation erhielten am 15.12.1989 den Grad Dr. jur. ver-
liehen.61

– In einem Studienmaterial der Juristischen Hochschule62, das auf der
Grundlage der „Richtlinie Nr. 1/82 des MfS zur Durchführung von Sicher-
heitsüberprüfungen“ erarbeitet wurde, heißt es im Zusammenhang mit der
Besetzung von Nomenklaturpositionen generell und in der Wirtschaft wie
folgt:

„Zur Durchsetzung unserer ökonomischen Strategie ist es z. B. wichtig zu
wissen, daß an der Spitze unserer Kombinate, Betriebe, Forschungsein-
richtungen, Außenhandelsbetriebe usw. solche Kader stehen, die echte
Kampfpositionen besitzen, die diese nicht vortäuschen, die vor komplizier-
ten Aufgaben nicht zurückweichen und sich auch nicht vom Gegner beein-
flussen und mißbrauchen lassen..... Über die betriebliche Überprüfung hin-
ausgehend, bei der vor allem die Einschätzung der fachlichen Eignung vor-
genommen wird, hat das MfS eine Einschätzung aus sicherheitspolitischer
Sicht durchzuführen..... Die Einschätzung der sicherheitspolitischen Eig-
nung kann nur das MfS in vollem Umfang realisieren. Nur das MfS ist
durch seine Kenntnisse über den Feind, dessen Pläne, Absichten, Maßnah-
men, Mittel und Methoden in der Lage, mögliche feindliche Angriffe und
ihre Wirksamkeit gegen die zu überprüfenden Personen einzuschätzen, z. B.
ob bestimmte Persönlichkeitseigenschaften dem Gegner Ansatzpunkte bie-
ten, sich einer Person zu nähern und diese für eine feindlich-negative Tätig-
keit zu mißbrauchen. Nur das MfS verfügt mit seinen Inoffiziellen Mitar-
beitern sowie weiteren operativen Kräften, Mitteln und Methoden über die
erforderlichen Voraussetzungen, um die Frage „Wer ist wer?“ bei diesen
Personen gründlich zu klären.........

Im Prinzip geht es bei der Klärung der Frage „Wer ist wer?“ darum, festzu-
stellen,

– wer Feind ist,

– wer eine feindlich-negative Haltung einnimmt,

– wer aufgrund des Wirkens feindlich-negativer und anderer Einflüsse zum
Feind werden kann,

61 Dokumente BStU: Dissertationen an der Juristischen Hochschule des MfS, Reihe A; Nr. 2/94.
62 Studienmaterial,  VVS o001 – MfS JHS 141/87 – BStU-Signatur St 865 a; S. 7 ff.
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– wer den Feindeinwirkungen unterliegen und sich vom Feind mißbrauchen
lassen könnte,

– wer eine schwankende Position einnimmt,

– welche äußeren Bedingungen, z. B. welche familiären Verhältnisse vorlie-
gen,

– welche Haltung die in die Überprüfung einbezogenen Verwandten und an-
deren Verbindungspersonen einnehmen.

Im Ergebnis der Sicherheitsüberprüfungen, die als ein System von politisch-
operativen Aufklärungs-, Kontroll- bzw. Wiederholungs- und Ergänzungs-
überprüfungsmaßnahmen zu verstehen sind, wird erreicht, daß nur solche
Personen als Nomenklaturkader ausgewählt werden, die den sicherheitspo-
litischen Anforderungen entsprechen, auf die sich Partei und Staat verlassen
und zuverlässig stützen können, und Personen, die feindlich-negativ einge-
stellt, politisch unzuverlässig oder aus anderen Gründen ungeeignet sind,
von diesen Positionen ferngehalten werden.

Durch die Übergabe von Informationen zu negativ-feindlichen Personen
bzw. Personen mit labilen, politischen schwankenden Einstellungen, die
den ihnen übertragenen Aufgaben nicht gerecht werden, die Nichtbestäti-
gung von Kadern für bestimmte Funktionen, leistet das MfS nicht nur einen
Beitrag zur Gewährleistung der staatlichen Sicherheit, sondern zwingt die
verantwortlichen staatlichen Leiter zur konsequenten Beachtung sicher-
heitspolitischer Erfordernisse in ihrer Kaderarbeit.“

Das grundlegende Ziel der Sicherheitsüberprüfungen bestand darin, zu ge-
währleisten, daß „sicherheitspolitisch bedeutsame Aufgaben, Funktionen, Be-
fugnisse und Vollmachten bzw. Erlaubnisse Personen übertragen bzw. erteilt
werden, die den mit diesen Aufgaben objektiv gestellten sicherheitspolitischen
Anforderungen unter allen Lagebedingungen bewußt und zuverlässig im Inter-
esse des sozialistischen Staates gerecht werden“.63

Diesem Material aus dem Jahre 1980 ist zu entnehmen, daß zu dieser Zeit bei-
spielsweise jährlich

– durch die Abteilung XX der Bezirksverwaltung Berlin ca. 8.000,

– durch die Kreisdienststelle Erfurt ca. bis zu 20.000

Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt wurden.

Auf Kombinatsebene konzentrierte sich die Durchführung von Sicher-
heitsüberprüfungen auf folgende Zielgruppen:

– leitende Funktionäre mit hoher Entscheidungsbefugnis, Nomenklaturkader,
in der Regel General-, Betriebs- und Fachdirektoren

63 Forschungsergebnisse, VVS o001 – MfS JHS 233/80 – BStU-Signatur 21901; S. 75.
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– NSW-Reise-, Auslands- und Verhandlungskader

– Mitglieder von Kommissionen, Arbeitsgruppen und anderen Gremien des
RGW

– Geheimnisträger, wie z. B. Forschungsthemenleiter für ausgewählte Spit-
zenthemen oder für die militärische Forschung

– Spezialisten und operativ bedeutsame Personen aus den Bereichen Wissen-
schaft und Technik, Marktforschung, Produktions-, Investitionsvorbereitung
und -realisierung, Materialwirtschaft

– Mitarbeiter in den Stabsorganen des Generaldirektors

– andere entscheidungsbefugte und entscheidungsvorbereitende Personen.

3. Der sozialistische Betrieb als Spiegelbild der gesellschaftlichen
Verhältnisse in der DDR

Betriebe sind organisatorische Einheiten, deren Aufgabe in erster Linie darin
besteht, Güter und Dienstleistungen für fremden Bedarf zu erstellen. Orientiert
am Prinzip der Wirtschaftlichkeit, Rentabilität und Produktivität, setzt dies ei-
ne optimale Kombination der Produktionsfaktoren im Rahmen des organisier-
ten Arbeitsprozesses voraus. Menschliche Arbeitsleistung gehört neben Kapi-
tal, Rohstoffen und Betriebsmitteln zu den unabdingbaren Grundvoraussetzun-
gen der betrieblichen Leistungserstellung. Der Betrieb ist ein soziotechnologi-
sches System, d. h. ein System, in dem ökonomische Prinzipien und technisch
organisatorische Faktoren sowie menschliche Belange und soziale Interessen
zusammenwirken bzw. aufeinander abgestimmt werden müssen.

Für einen Erwerbstätigen bedeutet Betrieb unabhängig von Gesellschafts- und
Wirtschaftsordnung:

1. Existenzgrundlage

hier verdient er das Einkommen für seinen Lebensunterhalt,

2. Berufsfeld und Arbeitsbereich

hier wird er entsprechend seiner beruflichen Qualifikation gefordert und
kann er seine Fähigkeiten entfalten. Innerhalb des betrieblichen Sozialgefü-
ges erfüllt er bestimmte vorgegebene Aufgaben, die je nach Stellung von
der rein ausführenden bis hin zur Leitungsfunktion reichen.

3. Lebensraum und soziales Beziehungsfeld

hier verbringt er einen großen Teil seiner Lebenszeit. Innerhalb des Betrie-
bes steht er in einem sozialen Beziehungsfeld, das durch die Sozialstruktur
des Betriebes und die persönlichen Einstellungen von Vorgesetzten und
Kollegen gekennzeichnet ist.
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Über die innerbetrieblichen Funktionsabläufe hinaus ist ein Betrieb ein viel-
schichtiges Gebilde. Er steht in einem gesamtwirtschaftlichen und gesamtge-
sellschaftlichen Zusammenhang. Gesellschaft, Volkswirtschaft und privater
Lebensbereich stehen in Wechselbeziehung mit dem Betrieb.

Ein Betrieb kann nicht losgelöst vom gesellschaftlichen Umfeld betrachtet
werden, somit ist er nicht nur Wirksystem, in dem die innerbetriebliche Fakto-
ren zusammenwirken, sondern auch Spiegelbild der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse.

Auf die DDR bezogen bedeutete das, daß mit Artikel 41 und 42 der DDR-Ver-
fassung64 die gesellschaftlichen Anforderungen an die Betriebe (Kombinate)
fixiert wurden. Die sozialistischen Betriebe sind „im Rahmen der zentralen
staatlichen Leitung und Planung eigenverantwortliche Gemeinschaften“, in
denen „die Bürger arbeiten, ihre gesellschaftlichen Verhältnisse gestalten, die
persönlichen mit den gesellschaftlichen Interessen wirksam verbinden sowie
ein vielfältiges gesellschaftlich-politisches und kulturell-geistiges Leben gesi-
chert wird“.

Diese in der Verfassung verankerten und in die jeweiligen Parteiprogramme
der SED übernommenen Aufgaben steckten den Rahmen der Erwartungen ab,
die ein Betrieb (bzw. nach 1979 die Kombinate) in der Industrie oder Land-
wirtschaft in der DDR zu erfüllen hatte:

1. Sicherung der materiellen Produktion als eine der  wichtigsten Vorausset-
zung für die Existenz der sozialistischen Gesellschaftsordnung,

2. Umsetzung der Kaderpolitik als Mittel zur Sicherung der Macht, Indoktri-
nation, politische Überwachung und Erziehung der Werktätigen zu „soziali-
stischen Persönlichkeiten“,

3. nach DDR-Verständnis mußte ständig der latenten Gefahr von Angriffen
des Klassengegners auf die Betriebe und Kombinate entgegengewirkt wer-
den, es galt durch „revolutionäre Wachsamkeit“ und mit Hilfe der politisch-
operativen Durchdringung und Sicherung die Angriffe auf diese Zielobjekte
abzuwehren.

Die „Verordnung über die volkseigenen Kombinate, Kombinatsbetriebe und
volkseigenen Betriebe“ vom 08.11.197965 fokussiert die Anforderungen, die
den Kombinaten mit ihren Betrieben sowie deren Leitungen von Partei und
Regierung zugedacht waren. Die Betriebe und Kombinate in der DDR waren
voll in das System der Herrschaftssicherung eingebunden.

Die folgende Übersicht zeigt eine Auswahl von Aufgabenfeldern, die über den
eigentlichen Grundauftrag eines Betriebes hinausgehen:

64 Verfasssung der DDR (in der Fassung vom 07.10.1974).
65 Kombinatsverordnung: Gesetzblatt der DDR, Teil I Nr. 38/1979 vom 08.11.1979.
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§ 1, Abs. 2 „Das Kombinat übt seine Tätigkeit in Verwirklichung der Beschlüsse der Partei der
Arbeiterklasse und im Auftrag des sozialistischen Staates auf der Grundlage der Ge-
setze und anderer Rechtsvorschriften aus.“

§ 2, Abs. 2 „Das Kombinat verwirklicht die ihm von den zuständigen Organen übertragenen Auf-
gaben zur Stärkung der Landesverteidigung einschließlich der Unterstützung der so-
zialistischen Wehrerziehung der Werktätigen.“

§ 3, Abs. 1 „Das Kombinat ist Bestandteil der einheitlichen sozialistischen Volkswirtschaft. Es ist
verpflichtet, das ihm anvertraute Volkseigentum zu schützen und zu mehren.“

§ 5, Abs. 1 „Der Generaldirektor trägt gegenüber der Partei der Arbeiterklasse und der Regierung
der DDR die volle persönliche Verantwortung für die Entwicklung des Kombinats, für
die Verwirklichung der in den Beschlüssen des Zentralkomitees und in den staatlichen
Plänen sowie den Rechtsvorschriften festgelegten Aufgaben des Kombinats.“

§ 22, Abs. 1 „Der Generaldirektor und die Direktoren der Kombinatsbetriebe sind für die Verwirk-
lichung der Grundsätze sozialistischer Kaderarbeit verantwortlich. Sie sichern, daß
durch eine planmäßige Auswahl, Verteilung, Qualifizierung und Erziehung der Kader,
einschließlich der Entwicklung der Kaderreserve, die führende Rolle der Arbeiterklas-
se verwirklicht wird.“

§ 22, Abs. 3 „Der Generaldirektor und die Direktoren der Kombinatsbetriebe gewährleisten die
ständige Erhöhung der marxistisch-leninistischen und fachlichen Bildung der leiten-
den Mitarbeiter, die stete Vervollkommnung ihrer Kenntnisse und Eigenschaften so-
wie ihre kommunistische Erziehung.“

§ 24, Abs. 2 „Der Generaldirektor arbeitet nach dem Prinzip des demokratischen Zentralismus,
wirkt eng mit der Betriebsparteiorganisation, den zuständigen Gewerkschaftsorganen
und den anderen gesellschaftlichen Organisationen zusammen und sichert die allseiti-
ge Einbeziehung der schöpferischen Initiativen der Werktätigen des Kombinats in die
Leitung und Planung......“

Im Unterschied zu einer demokratisch verfaßten Wirtschaftsordnung, in der
die Wirtschaftseinheiten die Träger der ökonomischen Handlungsrationalität
sind, waren den Betrieben und Kombinaten in der DDR politische Aufgaben
zugewiesen, die zu einer Durchstaatlichung der Betriebe und Kombinate führ-
ten und dem eigentlichen Sinn und Zweck von Wirtschaftseinheiten entgegen-
standen.

Als ein weiteres Feld der Indoktrination bestand neben der Besetzung aller
Schlüsselpositionen mit den auf sicherheitspolitische Eignung überprüften und
linientreuen Funktionären auf allen Leitungsebenen und dem Einsatz von Inof-
fiziellen Mitarbeitern in Schlüsselstellungen der Auftrag für die Betriebe und
Kombinate, den „Werktätigen in seiner Gesamtheit“ durch seine Arbeit im
Betrieb zu einer „sozialistischen Persönlichkeit“ zu entwickeln. Aus diesen
Aufgabenfeldern leiten sich folgerichtig besondere Anforderungen an die be-
triebliche Kaderarbeit ab.

3.1. Kaderpolitik und sozialistische Kaderarbeit auf
betrieblicher/kombinatlicher Ebene

Die Auswahl und die Berufung der General- bzw. der Kombinatsdirektoren
(Nomenklaturkader) erfolgte entsprechend den einheitlichen und allgemein
verbindlichen Kaderrichtlinien zum Zwecke der Machtsicherung im Bereich
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der Wirtschaft und lag außerhalb der Entscheidungskompetenz des jeweiligen
Betriebes. Sie waren in erster Linie politische Funktionäre, nachrangig war die
Frage der fachlichen Kompetenz. Der Beschluß des Politbüros des ZK der
SED vom 15.02.1983 zur weiteren Vervollkommnung der Leitung, Planung
und wirtschaftlichen Rechnungsführung unterstrich, daß „der Generaldirektor
eines Kombinates als Beauftragter der Arbeiter-und Bauern-Macht von den
gesamtgesellschaftlichen und gesamtvolkswirtschaftlichen Interessen auszuge-
hen und seine Leitungsentscheidungen diesen gesamtgesellschaftlichen und
gesamtvolkswirtschaftlichen Zielen und Erfordernissen unterzuordnen hat“.
Bei dem gesamten Beschluß wird deutlich, daß die „Lösung der ökonomischen
Aufgaben im Kombinat in erster Linie politische Arbeit ist, die ein enges, fe-
stes Vertrauensverhältnis zu den Werktätigen bedingt. Die Funktionäre des
Kombinates, beginnend beim Generaldirektor, sind vor allem politische Funk-
tionäre“.

Jedem Leitungsorgan und jedem Leiter oblag die Aufgabe, entsprechend dem
obersten Grundsatz der sozialistischen Kaderarbeit, die führende Rolle der Ar-
beiterklasse und ihrer marxistischen-leninistischen Partei zu sichern, dem ent-
sprechend die Leitungsfunktionen mit ihr treu ergebenen Kadern zu besetzen.

Kaderarbeit wurde als untrennbarer Bestandteil der politischen Leitungstätig-
keit verstanden und war ein Instrument zur Sicherung der Macht. Jedoch redu-
zierte sich die betriebliche/kombinatliche Kaderarbeit unter Beachtung aller
vorgenannten Faktoren im wesentlichen auf folgende Schwerpunkte:

– die Umsetzung der Kaderpolitik der SED

– die Kontrolle der Einhaltung der kaderpolitischen Richtlinien der SED bei
der Besetzung von Leitungs- oder sicherheitspolitisch relevanten Positio-
nen. Das betraf aber nur die Positionen der auf das Kombinat bezogenen
Kadernomenklatur des General- bzw. des Betriebsdirektors.

– die entsprechende Kaderverwaltung und die Führung der Kaderakten

– die Anfertigung von Kaderanalysen und Erarbeitung von Kaderprogram-
men

– die Organisation von Schulungen entsprechend den betrieblichen Erforder-
nissen.

In allen o. g. analysierten Kaderdokumenten (soweit sie nach der Beschlußfas-
sung der folgend genannten Beschlüsse erstellt wurden), wird auf zwei grund-
legende Beschlüsse zur Kaderarbeit

– Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees über die Arbeit mit den Ka-
dern66 vom 07. Juni 1977

– Beschluß zum Bericht der Bezirksleitung der SED Gera über Erfahrungen
bei der Auswahl, Entwicklung und Befähigung der Kader zur Verwirkli-

66 „Neuer Weg“ – Beilage zum Heft 13/1977.
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chung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED67 – Beschluß des Polit-
büros des ZK der SED vom 30. September 1986

sowie auf das „Gesetzbuch der Arbeit“ vom 12.04.196168 (bzw. in der jeweili-
gen überarbeiteten Fassung) Bezug genommen.

Das Gesetzbuch der Arbeit und die Beschlüsse waren für alle Bereiche ver-
bindlich. Die Beschlüsse wurden als Beilage im Organ des Zentralkomitees der
SED für Fragen des Parteilebens „Neuer Weg“ veröffentlicht.

Die Erfüllung der Aufgaben im Bereich der Volkswirtschaft und der Kombi-
nate erforderte nach DDR-Verständnis, daß hohe sicherheitspolitische Stan-
dards gesetzt wurden. Die Leiter der staatlichen Organe, der wirtschaftsleiten-
den Organe und der Wirtschaftseinheiten hatten durch ständig politisch-ideo-
logische Erziehung zu gewährleisten, daß diesen Forderungen im Rahmen der
Kaderarbeit in hohem Maße Rechnung getragen und das Klassenbewußtsein
ständig gefestigt wurde.

3.1.1. Die betriebliche Kaderorganisation

Im Auftrag des Leiters waren die Kaderabteilungen oder Abteilungen Kader
und Bildung mit der Wahrnehmung der Aufgaben auf dem Gebiet der Durch-
setzung, Einhaltung und Kontrolle der Prinzipien der Kaderpolitik  beauftragt,
an deren Spitze besonders zuverlässige Funktionäre standen, die sich durch
eine hohe politische und fachliche Bildung auszeichnen sollten.

Grundlage für die Tätigkeit der Kaderorgane waren die Beschlüsse des Zen-
tralkomitees, die gesetzlichen Festlegungen sowie Weisungen der übergeord-
neten Organe. Sie waren das koordinierende und kontrollierende Organ zur
Durchsetzung der Prinzipien der sozialistischen Kaderpolitik.

Darüber hinaus wurden zur Unterstützung in der Kaderarbeit, insbesondere bei
der politisch-operativen Arbeit im Prozeß der Auswahl von Reise- und Aus-
landskadern Kaderkommissionen69, als zusätzliche Kaderberatungs- oder
Kontrollgruppen installiert, in denen u. a. die Leiter der Inspektionen bzw. die
Sicherheitsbeaufragten ständige Mitglieder waren.

Die Kaderarbeit in den Betrieben/Kombinaten bestand darin, bei Einhaltung
der kaderpolitischen Vorgaben zum richtigen Zeitpunkt die richtigen Kader
mit den notwendigen Kenntnissen, Fähigkeiten, Eigenschaften und Erfahrun-
gen zur Verfügung zu stellen sowie die dazu notwendigen Überprüfungen ein-
zuleiten.

67 „Neuer Weg“ – Beilage zum Heft 20/19.
68 Gesetzblatt der DDR, I/Nr. 5/61 vom 12.04.61.
69 Siehe dazu Anlage 22: Übersicht über das Zusammenwirken der Staatsorgane bei der Kaderarbeit in

den Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen.
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In Erfüllung dieser Aufgaben wurden durch die Kaderabteilungen Kaderanaly-
sen und Kaderprogramme erarbeitet.

Diese Kaderprogramme hatten folgende Maßnahmen zu enthalten:

– für die marxistisch-leninistische und fachliche Aus- und Weiterbildung

– zur Auswahl, Vorbereitung und Arbeit mit der Kaderreserve und mit
Nachwuchskadern

– zur Vorbereitung von Kadern für einen Einsatz im Ausland

– zur rechtzeitigen Vorbereitung für Rekonstruktions- und Investitionsmaß-
nahmen

– zur Auswahl, Qualifizierung und den Einsatz von Frauen in leitende Funk-
tionen

– zur Delegierung von Kadern zum Hoch- oder Fachschulstudium

– zur Ermittlung des prognostischen Kaderbedarfs für 10 Jahre und darüber
hinaus.

Um zu erreichen, daß politisch unzuverlässige oder aus anderen Gründen un-
geeignete Personen von wichtigen Positionen ferngehalten wurden, hatten die
verantwortlichen Leiter bereits bei der Einstellung von Personen für bestimmte
Bereiche und Funktionen sicherheitspolitische Anforderungen zu beachten.
Dazu wurden die gründliche Prüfung der Kaderakten durch die Kaderorgane,
eigenständige Überprüfungen im Rahmen von Kadergesprächen sowie Nach-
fragen bei der vorherigen Arbeitsstelle erforderlich. In einigen der analysierten
Dokumenten wird im Zusammenhang mit der Arbeit mit den Kaderakten auf
die Ordnung des Ministerrates der DDR „zur Führung von Personalakten“ vom
21.01.1967 verwiesen.

Den Kaderakten wurde ein hoher Stellenwert zugewiesen und die Arbeit mit
ihnen als ein wesentlicher Bestandteil der Leitungstätigkeit eines jeden Leiters
verstanden. Sie sollten ein möglichst objektives Persönlichkeitsbild des Betref-
fenden vermitteln und damit eine Entscheidungshilfe für alle zu treffenden
Kaderentscheidungen sein.

Zur Widerspiegelung der Entwicklung eines Kaders wurden in regelmäßigen
Abständen Leistungseinschätzungen und Kadergespräche geführt. Die Proto-
kolle wurden zu den Kaderakten gegeben.

Zur Regelung der Modalitäten zur Begründung, Änderung und Lösung von
Arbeitsrechtsverhältnissen wurden in Abstimmung mit den übergeordneten
Organen betriebsinterne Kaderordnungen oder Disziplinarordnungen erarbei-
tet.
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3.2. Reise-, Auslands- und Verhandlungskader

In den DDR-Betrieben und Kombinaten sowie allen anderen Einrichtungen
gab es zwei Kategorien von Reise- und Auslandskadern,

– die NSW-Reise-/Auslandskader und

– die SW-Reise-/Auslandskader.

NSW steht hier für nichtsozialistisches; SW für sozialistisches Wirtschaftsge-
biet.

Vorschlagsrecht für die Auslands- und Reisekader hatten formal die staatlichen
Leitungen der Betriebe und Kombinate, die tatsächliche Entscheidung traf je-
doch wiederum das MfS nach erfolgter Sicherheitsüberprüfung in Abhängig-
keit vom Ergebnis der Überprüfung.

Da auch bei der Auswahl und Bestätigung von Reise- und Auslandskader so-
wie bei der Genehmigung von Auslandsdienstreisen die gleichen Persönlich-
keitsanforderungen wie bei der Auswahl der Nomenklaturkader zugrundege-
legt wurden, erfolgte die Bestätigung der Reise- und Auslandskader ebenso
erst, nachdem die Überprüfung durch die zuständige Diensteinheit des MfS
erfolgt war und keine Zweifel an deren sicherheitspolitischer Eignung bestand.

In einer MfS-Weisung zur Anordnung des Ministerrates der DDR „über die
Auswahl, Bestätigung und Vorbereitung von Reise- und Auslandskadern“ von
198270, die die Unterschrift des Ministers für Staatssicherheit trägt, werden die
politisch-operativen Aufgaben bei der Auswahl, Überprüfung und Bestätigung
von Reise- und Auslandskader vorgeschrieben. Dabei werden folgende Forde-
rungen formuliert, daß

1. die staatlichen Leiter stärker ihre Verantwortung bei der Auswahl von Rei-
se- und Auslandskader wahrnehmen müssen und nur solche Kader vor-
schlagen, deren politische Zuverlässigkeit erwiesen ist und die die DDR im
Ausland würdig vertreten,

2. die Grundsätze bei der Auswahl, Bestätigung, Vorbereitung und den Ein-
satz von Reise- und Auslandskadern sowie bei der Auswertung von Dienst-
reisen in allen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen, Kombinaten,
Betrieben und Einrichtungen einheitlich durchgesetzt werden,

3. mit einer veränderten personellen Besetzung der Kaderberatungsgruppen
bzw. Kaderkommissionen, die als zusätzliche Kontrollgruppen in allen
staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen, Kombinaten, Betrieben und
Einrichtungen existierten, sollte u. a. die vorbeugende politisch-operative
Arbeit im Prozeß der Auswahl, Bestätigung und Vorbereitung von Reise-
und Auslandskader wirksamer gestaltet werden. Es wurde verbindlich fest-

70 Zur AO des Ministerrates der DDR vom 13.01.1982 – VVS – o008 – MfS 46/82, BStU-Unterlage.
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gelegt, daß die Leiter der Inspektionen, die Sicherheits- und die Kontrollbe-
auftragten als Mitglieder in diesen Kommissionen mitzuarbeiten haben.

Im diesem Zusammenhang wurde dem MfS eine Mitwirkungspflicht übertra-
gen. Der antragsberechtigte staatliche Leiter hatte einen schriftlichen Antrag
an die zuständige operative Diensteinheit auf Zustimmung zu richten. Diesem
Antrag mußten „Entscheidungsdokumente“ beigefügt werden, wie z. B. Ka-
derbogen, eine Verwandtenaufstellung sowie eine umfassende Einschätzung
der Persönlichkeit des betreffenden Kaders. Ausgehend von diesem Antrag
wurde eine entsprechende Sicherheitsüberprüfung durchgeführt. Über die si-
cherheitspolitische Entscheidung des MfS wurde der staatliche Leiter münd-
lich in Kenntnis gesetzt. Die Auflassung und Information über den Einsatz so-
wie die aktiven Vorbereitungen der Dienstreise durften erst nach erteilter Be-
stätigung durch das MfS erfolgen.

3.3. Vergleich von Kaderarbeit und Personalarbeit

Im Gegensatz zur Personalführung in Unternehmen in einer marktwirtschaft-
lich orientierten Wirtschaftsordnung war die betriebliche Kaderpolitik in der
DDR nicht vordergründig auf die wirtschaftlichen Erfordernisse der Unter-
nehmen ausgerichtet, sie war mit gesellschaftspolitischen Aufgabenstellungen
überfrachtet. Sie ist deshalb mit der betrieblichen Personalarbeit westlicher
Prägung zur Bereitstellung qualifizierter und motivierter Arbeitskräfte zur Si-
cherung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in keiner Weise ver-
gleichbar.

Die folgende Übersicht stellt die Unterschiede bei ausgewählten Aufgabenfel-
der bzw. Anforderungen gegenüber:

Kaderpolitik/-arbeit Personalarbeit

– Sicherung des absoluten Machtanspruches der
Partei (ideologische Indoktrination) unter Ein-
beziehung des Ministeriums für Staatssicherheit
als politische Polizei in der Wirtschaft

– frei von gesamtgesellschaftlicher, ideologischer
Indoktrination

– Rahmenbedingungen durch Gesetze

– Einheitliche Kaderrichtlinien zur Verwirkli-
chung der kaderpolitischen Anforderungen in
allen Bereichen der Gesellschaft

– Zentrale Führungsaufgabe im Unternehmen

– unternehmensorientierte Vorgaben

– auf gesamtgesellschaftliche, nicht auf betriebli-
che Erfordernisse orientiert

– auf wirtschaftliche Effizienz des Unternehmens
ausgerichtet

– Zentrale Vorgaben für die Kaderarbeit und die
Kaderentwicklung

– Bereitstellung von qualifiziertem Personal zur
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Unter-
nehmens

– hohe Fremdbestimmtheit der Führungskader,

– geringer Handlungsspielraum

– Eigenmotivation der Führungskräfte,

– breiter Handlungsspielraum

– fehlendes Leistungsanreizsystem und ungenü-
gende Motivation

– starkes Leistungsanreizsystem und Motivation
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Kaderpolitik/-arbeit Personalarbeit

– hoher Personalbestand – rationeller Personalbestand

– unzureichende Mitbestimmung – Mitbestimmung

4. Wende

Der real-existierende Sozialismus in der DDR ist nicht im Ergebnis eines poli-
tischen Kampfes beseitigt worden, sondern infolge von Mißwirtschaft, die die
Machteliten der DDR selbst zu verantworten hat, von Enge, zunehmender Un-
glaubwürdigkeit und durch Akzeptanzverlust „implodiert“.

Die tragenden Strukturen des Herrschaftssystems sind jedoch nicht beseitigt
worden. Die Kaderpolitik der SED, die prägend war für die Gesellschaft und
jeden einzelnen Bürger, überlebte in ihren Nachwirkungen den gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Zusammenbruch der DDR, insbesondere über das
Fortwirken der Nomenklaturkader, da kein grundsätzlicher Austausch der
Macht- und Funktionseliten erfolgte.

Kaderpolitik der SED war ein Instrument zur Machtausübung und integraler
Bestandteil des Gesamtsystems der Indoktrination und Disziplinierung der
Menschen in der DDR.

– Die Kaderpolitik der SED hatte erklärtermaßen das Ziel, zur Sicherung ih-
res Führungsanspruches und zum Machterhalt nur solche Personen als No-
menklaturkader, Reise- und  Auslandskader bzw. Kader in herausgehoben
Positionen auszuwählen und zuzulassen, die den sicherheitspolitischen An-
forderungen entsprachen, auf die sich Partei und Staat verlassen und zuver-
lässig stützen konnten und Personen, die nach MfS-Verständnis feindlich-
negativ eingestellt, politisch unzuverlässig (wie z. B. die mit dem Stigma
der politischen Unzuverlässigkeit behafteten Personen mit Westkontakten)
oder aus anderen Gründen ungeeignet waren, von diesen Positionen fernzu-
halten. Im Auswahlverfahren waren sicherheitspolitische Eignung, Wohl-
verhalten und das richtige Parteibuch (Ausnahmen bestätigen auch hier die
Regel) vorrangig, fachliche Kompetenz jedoch von untergeordneter Be-
deutung.

Im Prozeß des Übergangs wurde von den Machteliten der DDR versucht,
die Nomenklaturkader als Beispiele für Karrierebewußtsein, Leistungs- und
Einfügungsbereitschaft darzustellen. Angesichts der tatsächlich abgelaufe-
nen Auswahlverfahren sowie der durchgeführten Sicherheitsüberprüfungen
ist dies eine unhaltbare Schutzbehauptung.
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Interessant ist in diesem Zusammenhang die Einschätzung der Kaderarbeit und
der Funktionäre durch einen Kenner der Materie aus der Innenansicht, Prof.
W. Leonhard71:

„Der Schlüssel des bürokratisch-zentralistischen Systems – und das halte
ich für die zentrale Frage – liegt in der Kaderauswahl. Alle Funktionäre
machten eine Parteischule durch. Sie waren das Sieb. Alle, die eigene Ge-
danke hatten, fielen heraus, weil sie irgendwo einmal kritisch wurden, Ge-
danken äußerten, diskutierten. Es blieben die gefügigen, disziplinierten
Funktionäre, die Ja-Sager. Sie wurden gefördert. Gefördert wurden die
knapp über dem Mittelmaß, fähig, die Ideologie zu verstehen, organisatori-
sche Schlußfolgerungen zu ziehen, die Parteilinie durchzusetzen und sie of-
fensiv zu vertreten. Wer lernte, ja zu sagen, sagt auch nach der Wende ja.
So blieben nach der Wende die Ja-Sager, die Wendehälse.“

– Entsprechend der Kaderpolitik der SED erfolgte eine Einteilung der Men-
schen in ihrem Herrschaftsbereich in „gut“ und „böse“; in Menschen, die
nach sicherheitspolitischer Überprüfung durch das MfS „würdig“ erschie-
nen, eine Karriere machen zu dürfen, und Menschen, die den Versuch gar
nicht erst antreten durften.

Mit dieser Kaderpolitik, deren Grundsätze für die gezielte Auswahl, die
planmäßige Entwicklung und den Einsatz der Führungs- und Leitungskräfte
nach parteipolitischem Kalkül zur Sicherung des Führungsanspruches der
SED bis zum Ende der DDR sich nicht wesentlich änderten, wurde die
Machtfrage „Wer wen?“ in der DDR von ihrem Beginn bis zu ihrem Unter-
gang immer wieder im Interesse der Erhaltung der Macht der SED ent-
schieden.

– Die Führungspositionen in der Wirtschaft der DDR, in den Betrieben und
Kombinaten waren im Ergebnis dieser in 40 Jahren DDR praktizierten Ka-
derauslese mit politischen Funktionären besetzt, die als Beauftragte der
Partei und Regierung deren Beschlüsse durchzusetzen und die Planerfüllung
zu sichern hatten, keine Unternehmer. Die Nomenklaturkader waren Pro-
dukt einer Negativauslese, systemloyal, extrem angepaßt und mit einem
„aktuellen Feindbild“ ausgestattet.

Laut Definition des MfS-“Wörterbuches zur politisch-operativen Arbeit“ ist
unter dem Begriff „Feindbild“72 folgendes zu verstehen:

„Gesamtheit von Kenntnissen und Vorstellungen über das Wesen und die
Gesetzmäßigkeiten des Imperialismus, seine subversiven Pläne und Ziel-
stellungen gegen den Sozialismus, über die Erscheinungsformen der sub-
versiven Tätigkeit und deren Angriffsrichtungen, die feindlichen Zentren,
Organisationen und Kräfte, die Abwehrmaßnahmen des Feindes, die Mittel
und Methoden des feindlichen Vorgehens sowie der darauf beruhenden

71 Wolfgang Leonhard, Interview mit der Berliner Zeitung vom 21./22.12.91.
72 Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit; Dokumente Reihe A; BStU – Nr. 1/93; S. 111.
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Wertungen, Gefühle und Überzeugungen im Kampf gegen den Feind. Das
tschekistische Feindbild ist eine spezifische Erscheinungsform des auf der
marxistisch-leninistischen Analyse des Klassenkampfes und der der Arbei-
terklasse und dem Sozialismus antagonistisch gegenüberstehenden feindli-
chen Klassenkräfte beruhenden wissenschaftlichen Feindbildes der Arbei-
terklasse..........“

Während die SED bei ihrem Machtantritt einen radikalen Wandel mit brutalen
Mitteln, mit Repression und Terror betrieb, alle gewachsenen ökonomischen,
sozialen und politischen Strukturen zerstörte und damit der „Bourgeoisie“ die
Basis ihrer Macht entzog, sie außer Landes trieb, fortwirkendes bürgerliches
Gedankengut und Verhalten mit lautem und leisem Terror bekämpfte und ihre
Diktatur des Proletariats errichtete, ist nach dem gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Zusammenbruch des kommunistischen Herrschaftssystems in der
DDR eine völlig andere Situation festzustellen.

Zwar hat sich auf der politischen Ebene ein Elitenwandel vollzogen und die
totalitären Macht- und Sicherheitsstrukturen wurden aufgelöst, die Funktionäre
und Entscheidungsträger im Bereich der Wirtschaft jedoch, die den wirtschaft-
lichen Bankrott im mitzuverantworten hatten, sind im wesentlichen in ihren
Funktionen verblieben.

Gleichzeitig setzte sich ein Kaderkarussell der Nomenklaturkader in Bewe-
gung. Mit dieser Kaderrotation wurde es möglich, die aus dem sich auflösen-
den Partei- und Staatsapparat ausscheidenden Funktionäre, wie z. B. aus den
Industrieministerien oder dem Ministerium für Staatssicherheit, in äquivalen-
ten Führungspositionen unterzubringen. So mutierten in den Kombinaten u. a.
die Parteiorganisatoren des Zentralkomitees der SED über die Zwischenstufe
Kaderleiter zu Personalchefs, die Sicherheitsbeauftragten des Ministeriums für
Staatssicherheit in den Kombinaten zu Leitern der Abteilungen Sicherheit,
suggerierend, daß Sicherheit gleich Sicherheit sei, ein Mitglied der SED-Be-
zirksleitung Berlin zum Finanzvorstand der Treuhandanstalt Berlin, Minister
oder Staatssekretäre der ehemaligen DDR-Ministerien zu Branchendirektoren
in der Treuhandanstalt.

Nachdem am 01. Dezember 1989 durch Beschluß der Volkskammer der DDR
die führende Rolle der SED aus der DDR-Verfassung gestrichen wurde, be-
stand ein Legitimationsdefizit hinsichtlich des Verbleibs der Funktionäre in
ihren Positionen. In Kenntnis der Auswahl von Nomenklaturkadern nach
ideologischen Kriterien und der Situation in den Betrieben und Kombinaten
aus eigenem Erleben wurde angesichts der zu lösenden Aufgaben bei der Um-
gestaltung der Wirtschaft davor gewarnt, die Funktionseliten im Bereich der
Wirtschaft in ihren Positionen zu belassen und ihnen unkontrollierte Hand-
lungsvollmacht zu geben.

So wandte sich das NEUE FORUM am 12.03.1990 aus diesem Grunde mit
folgenden Forderungen an den Zentralen Runden Tisch in Berlin:
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– Die Nomenklaturkader, Leiter sowie leitende Angestellte von Staatsbetrie-
ben sollen sich einem Vertrauensvotum ihrer Belegschaften stellen, Kom-
petenz und Vertrauen sollen dabei ausschlaggebende Kriterien sein,

– die Belegschaften vor willkürlichen Entlassungen zu schützen,

– zu verhindern, daß die Funktionäre nach Gutdünken mit dem Volkseigen-
tum verfahren und private Ausgründungen vornehmen,

– die Vernichtung von Kaderakten sofort zu stoppen,

– das Bereinigen der Kaderunterlagen und die Erstellung neuer Kaderdoku-
mente mit neuen Lebensläufen zu untersagen,

– die Parteizugehörigkeit weiterhin in den Kaderunterlagen auszuweisen.

(Auslöser für die Forderungen bezüglich der Kaderunterlagen war die vom
Ministerrat der DDR erlassene Verordnung „zur Arbeit mit Personalunter-
lagen“73 vom 22.02.1990, durch die die im Interesse der Nomenklaturkader
und anderer Systemträger bereits ablaufenden Bereinigungsaktionen von
Kaderakten legitimiert wurden.

Dieser Antrag fand die Unterstützung nahezu aller Parteien und Gruppierungen
des Runden Tisches, PDS ausgenommen. Die Umsetzung dieses Beschlusses
erfolgte zögerlich. Im wesentlichen kam es zu keinen Vertrauensabstimmun-
gen durch die Belegschaften. Zwar hat die Regierung der DDR unter de Mai-
zière die Generaldirektoren aller Kombinate formell im Mai 1990 von ihren
Posten abberufen, sie aber gleichzeitig kommissarisch wieder eingesetzt. In
dieser Zeit wurden die Weichen für die Umwandlung der ehemals volkseige-
nen Kombinate und Betriebe in Kapitalgesellschaften gestellt.74

Am 13. September 1990 wurde von der Volkskammer ein Gesetz75“über die
Ausschreibung der Stellen der Geschäftsführer bzw. Vorstandsmitglieder in
den durch die Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen“ beschlossen, in dem
mit §3 folgendes festgelegt war, „die Auswahl ist nach persönlicher Integrität
und fachlicher Kompetenz zu treffen. Wichtig sind das Ansehen und die Ak-
zeptanz bei der Belegschaft.“

Bereits bei seiner Verkündung im Gesetzblatt der DDR vom 26.09.1990 war
dieses Gesetz mit folgendem Vermerk versehen: „Dieses nach Unterzeichnung
des Einigungsvertrages erlassene Gesetz wurde zwischen den Vertragsparteien
nicht als fortgeltendes Recht der DDR vereinbart“. Es war zum Zeitpunkt sei-
ner Verkündung bereits gegenstandslos und kam nicht zum Tragen.

Angesichts der zu lösenden Aufgaben bei der Umgestaltung der Wirtschaft
beim Übergang von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft war das Belassen
der Nomenklaturkader in ihren Funktionen aus zwei Gründen falsch:

73 Gesetzblatt der DDR, Teil I/ Nr. 11/1990 vom 22. Februar 1990.
74 Gesetzblatt der DDR, Teil I/ Nr. 14/1990 vom  1. März 1990.
75 Gesetzblatt der DDR, Teil I, Nr. 63/1990 vom 13. September 1990.
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1. sie waren politisch diskreditiert, damit fehlte das Vertrauen in die ablaufen-
den Umgestaltungsprozesse,

2. ihnen fehlten wichtige fachlichen Voraussetzungen für den Umbau der
Wirtschaft.

Zu 1.

Die Funktionseliten verdankten dem Herrschaftssystem und der SED Funktion
und Stellung, sie haben sich voll mit dem System in der DDR identifiziert,
„außerdem fehle es ihnen vielfach an Unrechtsbewußtsein“, wie der Vertrau-
ensbevollmächtigte beim Vorstand der Treuhandanstalt76 in seinen Reflexio-
nen über seine Tätigkeit in der Treuhandanstalt einschätzt.

Zu 2.

Unter den Bedingungen der Planwirtschaft waren an die Funktionäre in der
Wirtschaft andere Anforderungen gestellt, sie hatten Verhaltens- und Denkmu-
ster entwickelt, die nach der politischen Wende und unter marktwirtschaftli-
chen Bedingungen nicht verwertbar waren. So reduzierten sich die bisherigen
Funktionen im wesentlichen auf Anleitung, Kontrolle, Überwachung, also auf
die fachlich-beaufsichtigenden Seiten der Führung im Auftrag der Partei. Die
für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen bei der Einführung der Markt-
wirtschaft erforderlichen Konzepte fehlten, die notwendigen Tugenden, wie
Entfaltung von Initiative, Selbständigkeit und Verantwortung waren unterent-
wickelt. Zweifel an der Qualifikation dieser in ihren Führungspositionen ver-
harrenden Funktionäre waren angesichts des wirtschaftlichen Bankrotts der
DDR mehr als berechtigt.

1991 hat der zu dieser Zeit amtierende Wirtschaftsminister von Mecklenburg-
Vorpommern sich zu dieser Thematik wie folgt geäußert:

„Es sind 40 Jahre Planwirtschaft, die diese Leute geprägt haben und von
denen sie geprägt worden sind. Und jetzt wollen diese Spitzenkräfte des So-
zialismus ihre Betriebe in die freie Marktwirtschaft führen? Das muß
scheitern. Man kann Nichtschwimmer doch nicht per Handschlag zum
Rettungsschwimmer befördern.“77

Wie recht sollte er bekommen. Ist es doch nur wenigen der Generaldirektoren,
den „kühnen Kapitänen“, insbesondere von Vorzeigekombinaten, den „Flagg-
schiffen der DDR-Wirtschaft“, gelungen, ihre Unternehmen erfolgreich in die
Marktwirtschaft zu führen und sie am Markt zu halten.

Die Treuhandanstalt entwickelte für die Personalfragen im Zusammenhang mit
den Nomenklaturkadern weder auf der Ebene ihrer Beteiligungsunternehmen
noch in ihrem eigenen Hause Problembewußtsein. Sie wollte und konnte ihre
Verantwortung hinsichtlich eines notwendigen Elitenwechsels nicht wahrneh-

76 Dr. Albrecht Krieger, 1990 – 1992 Vertrauensbevollmächtigter beim Vorstand der Treuhandanstalt
Berlin; Manuskript „Begegnung  mit der politischen Vergangenheit im Osten“; 1992; S. 24 ff.

77 Conrad-Michael Lehment; Der Spiegel Nr. 27/1991; S. 13.
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men, war sie selbst doch zum Hort von Funktionären aus dem Staats- und
Wirtschaftsapparat der DDR geworden, die den wirtschaftlichen Bankrott der
DDR mitzuverantworten hatten.

Während der Personalvorstand der Treuhandanstalt 1990 auf einer Tagung des
Arbeitskreises „Unternehmen und Gesellschaft“ des Arbeitgeberverbandes das
Verbleiben der Nomenklaturkader in ihren Positionen mit folgendem Argu-
ment rechtfertigte:78

„Der Grund dafür ist einfach: Wenn ein Flugzeug vom Himmel fällt, in dem
der Vorstand eines großen Unternehmens sitzt, dann wird in einem solchen
Unternehmen die zweite und dritte Ebene die Ärmel hochkrempeln und die
Geschäfte führen, und wahrscheinlich gar nicht mal so schlecht.

Das gilt nicht für die ehemalige DDR. Wenn man hier die Geschäftsführung
und Vorstände abgesetzt und es dabei hätte bewenden lassen, hätte man ei-
ne paralysierte zweite und dritte Führungsebene vor sich gehabt, weil diese
nämlich nie an die Übernahme von Verantwortung gewöhnt worden sind,
weil sie nie gelernt haben, Entscheidungen eigenständig zu treffen und zu
verantworten.“

(Die Quelle dieser Erkenntnisse konnte nicht ergründet werden.)

revidierte er knapp ein Jahr später seine Auffassung.

In einem Interview angesprochen auf die Nomenklaturkader in den Ost-Unter-
nehmen wird er wie folgt zitiert79:

„Es wäre besser gewesen, man hätte es bei der Entlassung der Führungs-
kräfte (gemeint ist die Abberufung vom Mai 1990 durch de Maizière) be-
lassen und hätte dafür Führungskräfte aus der zweiten und dritten Ebene
nachrücken lassen, die auch in der Vergangenheit die Praktiker in den Be-
trieben waren.... Von den übernommenen Altkadern gingen keinerlei Im-
pulse aus...... Auch auf die mangelhaften Managementqualifikationen in be-
stimmten Segmenten, wie z. B. Finanzwesen, wird verwiesen. Fazit seines
Interviews: Die Qualität der Führungsebene entscheidet über das Überleben
zahlreicher Ost-Unternehmen.“

Wiederum ein Jahr später liest es sich in der Berichterstattung des Bundesfi-
nanzministeriums vor dem Unterausschuß Treuhandanstalt des 12. Deutschen
Bundestages am 16. Oktober 1992 wie folgt80:

– die Treuhandanstalt sei von Anfang an bestrebt gewesen, im Hinblick auf
die Mitarbeit politisch belasteter Personen jeden Einzelfall sorgfältig zu
überprüfen. Dabei werde auch der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes des ehemaligen DDR eingeschaltet. Das habe dazu

78 Dr. Alexander Koch, bis 1992 Personalvorstand der THA, Vortrag auf Symposium des Arbeitskrei-
ses „Unternehmen und Gesellschaft“ am 19./20.11.1990 in Berlin  – Dokumentation, S. 29.

79 Anlage 28: Wirtschaftswoche vom 25.10.1991, Dr. Alexander Koch „Qualität der Führungsebene
entscheidet über das Überleben zahlreicher Ost-Unternehmen“.

80 Kurzprotokoll Nr. 30. vom 16.10.1992 – Berichterstatter für BMF, PStS Dr. Grünewald.
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geführt, daß sich die Treuhandanstalt zwischenzeitlich von über 500 bela-
steten Mitarbeitern getrennt habe.......

– die Treuhandanstalt ursprünglich die Meinung vertreten habe, selbst bela-
stete Mitarbeiter seien wegen ihrer Qualifikation, ihrer Kenntnisse der Be-
triebe und des Umfeldes unverzichtbar. Danach sei dieses Thema im Treu-
handuntersuchungsausschuß beraten worden, mit dem Ergebnis, das Argu-
ment der Treuhandanstalt nicht mehr gelten zu lassen. Diese habe dann ent-
sprechend gehandelt. So seien mittlerweile aus dem Bereich der Treu-
handunternehmen über 550 und aus dem unmittelbaren Bereich der Treu-
handanstalt 58 leitende Mitarbeiter entlassen worden. Außerdem gebe er zu
bedenken, daß es zwangsläufig auch zu Fehlentscheidungen komme, wenn
in sehr kurzer Zeit für eine befristete Aufgabe etwa 4.000 Mitarbeiter einge-
stellt werden müßten. Man sei gleichwohl bemüht, diese Fehlentscheidun-
gen zu korrigieren.“

In der Übergangszeit kamen aus vielen ehemaligen volkseigenen Betrieben
und Kombinaten, die auf der Grundlage der „Verordnung zur Umwandlung
von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesell-
schaften“81 umgewandelt wurden, Klagen, daß die Funktionäre, obwohl nicht
mehr legitimiert, weiterhin Zugriff auf das „volkseigene Vermögen“ hatten,
sich der Betriebe wie einer „Beute“ bemächtigten, sich ihrer zur persönlichen
Bereicherung bedienen und sie ausplünderten und sich so den Sprung in die
Marktwirtschaft organisierten.

Nahtlos und wendig hätten sie den Übergang vom sozialistischen zum markt-
wirtschaftlichen System vollzogen, sich der neuen Spielräume geschickt be-
dienend. Das neue System habe ihnen eine große Machtfülle beschert. Sie be-
stimmen über das Geschick der Unternehmen und der Mitarbeiter stärker als
vorher. Nicht mehr an staatliche Kommandos gebunden, konnten sie als Un-
ternehmer ohne demokratische Kontrolle frei schalten und walten. Das gab ih-
nen einen Ermessens- und Handlungsspielraum, den sie in der DDR nicht hat-
ten.

Da in fast allen Unternehmen ein Personalabbau erforderlich wurde, hatten sie
ein Disziplinierungsmittel in der Hand, das sie nutzten, um ihre Herrschaft
unter den neuen Bedingungen zu festigen. Vorrangig wurden die entlassen, die
sich gegen die Funktionäre von damals auflehnten oder sie mit ihrer Vergan-
genheit konfrontierten.

Allgemein war zu registrieren, daß bestimmte Prozesse DDR-weit abliefen,
wie z. B.

– Besetzung der strategisch wichtigsten Positionen mit Kadern, die das
Überleben der Funktionäre und deren Sprung in die Marktwirtschaft nicht
behindern

81 Gesetzblatt der DDR, Teil I/ Nr. 14/90 vom 1.3.1990.
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– Umstrukturierungen aller Art und Umwidmungen von Volkseigentum
durch Ausgründungen in Privateigentum

– Grundstücksdeals

– Entlassungen von unliebsamen und kritischen Mitarbeitern bei gleichzeiti-
ger Neueinstellung hoher Funktionäre aus dem sich auflösenden Partei-,
Staats- bzw. Staatsicherheitsapparat

– Kauf der Firmen mittels Management-buy-out (MBO) von der Treuhandan-
stalt und Bezahlung aus beiseite geschafften Mitteln dieses Unternehmens.

In diesem Prozeß des Übergangs von der zentralistisch gesteuerten Planwirt-
schaft zur sozialen Marktwirtschaft und der Überführung der ehemals volksei-
genen Betriebe und Kombinat in Kapitalgesellschaften wurde enorme krimi-
nelle Energie zum Schaden des Allgemeinwohls freigesetzt. Die Zentrale Er-
mittlungsstelle Regierungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV) und die
Staatsanwaltschaft haben sich mit diesen Machenschaften auseinanderzuset-
zen. Bei den Taten handelt es sich um das Beiseiteschaffen von Vermögens-
werten in unterschiedlicher Form, selten um ausgesprochene Einzeltatsachver-
halte, sondern um zentralgesteuerte Abläufe, dabei wirken informelle Perso-
nenbezüge aus DDR-Zeiten, eine feine Umschreibung des Vorwurfs der Seil-
schaften.82

Abkürzungsverzeichnis

AO Anordnung
BStU Beauftragter für die Unterlagen der Staatssicherheit der ehema-

ligen DDR
DA Dienstanweisung
DB Durchführungsbestimmung
DDR Deutsche Demokratische Republik
Gbl. Gesetzblatt
GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit
GVS Geheime Verschlußsache
HA Haupabteilungen im MfS
HIM Hauptamtlicher IM
HVA/SWT Hauptverwaltung Aufklärung, Sektor Wissenschaft/Technik
IM Inoffizieller Mitarbeiter des MfS
JHS Juristische Hochschule des MfS Porsdam-Eiche
KC Zentralkomitee der PVAP
KD Bezirkskomitee der PVAP
KM Stadtkomitee der PVAP
KP Kreiskomitee der PVAP

82 Kriminalistik 8-9/93; S. 521 – Uwe Schmidt, bis 1995 Leitender Kriminaldirektor ZERV 1
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KPD Kommunistische Partei Deutschlands
KPdSU Kommunistische Partei der Sowjetunion
KW Wojewodschaftskomitee der PVAP
MfS Ministerium für Staatssicherheit
OibE Offiziere im besonderen Einsatz
PZPR polnische Abkürzung für Polnische Vereinigte Arbeiterpartei

(PVAP)
RGW Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe
RL Richtlinie
SED Sozialistisch Einheitspartei Deutschlands
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
VVS Vertrauliche Verschlußsache
ZK Zentralkomitee der SED
ZZ-Kader Kader für zweiseitige Zusammenarbeit zwischen UdSSR-DDR
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Wilke, Manfred: Die Gründung der SED-Diktatur. Zusammenschluß oder Zwangsver-
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Zusammenfassung

– Mit der Errichtung eines Gesellschafts- und Wirtschaftssystems nach so-
wjetischem Modell auf dem Territorium der sowjetischen Besatzungszone
wurde die Zerstörung aller gewachsenen ökonomischen, sozialen und poli-
tischen Strukturen eingeleitet. Kernstück dieses Modells war die Schaffung
des zentralisierten Eigentums an den Produktionsmitteln und dessen Kom-
bination mit der politischen Macht unter Führung der kommunistischen
Partei. So wurde die Machtfrage „Wer Wen?“ im ökonomischen Bereich
frühzeitig entschieden

– Der Marxismus-Leninismus war die alleingültige ideologische Grundlage
und der „Demokratische Zentralismus“ das grundlegende Leitungs- und
Organisationsprinzip für alle Bereiche des öffentlichen Lebens, für Parteien,
gesellschaftliche Organisationen, Staatsapparat und Wirtschaft. Die SED
gab die politischen Richtlinien für das Handeln aller Elemente des Systems
aus, traf die grundlegenden Entscheidungen zur Durchsetzung ihrer Be-
schlüsse in allen Politikbereichen, kontrollierte deren Durchführung und
schuf mit ihrer Kaderpolitik bei der Auswahl, Förderung und Einsatz der
Kader die personellen Voraussetzungen zur Sicherung ihrer politischen
Macht. Durch weitgehende Personalunion von Partei- und Staatsfunktionen
wurde garantiert, daß politische Akte durch die staatlichen Organe nur auf
Veranlassung und im Sinne der SED gesetzt wurden.

– Wie in allen kommunistischen Parteien hatte die Kaderpolitik der SED ei-
nen außerordentlich hohen machtpolitischen Stellenwert, sie war eine erst-
rangig politische Aufgabe jedes Leiters. Auch nach DDR-Verständnis wa-
ren Kaderfragen „Klassenfragen“. Mit ihr wurden getreu dem Motto „Kader
entscheiden alles!“83 die personellen Voraussetzungen zur Sicherung des
Herrschaftsanspruches der SED geschaffen.

– Dazu war der Aufbau eines gigantischen und perfektionierten speziellen
Überwachungs- und Repressionsapparates in Form des Ministeriums für
Staatssicherheit erforderlich, der als „Schild und Schwert der Partei“ das
Funktionieren des Machtapparates und den Erhalt des Machtmonopols der
SED zu gewährleisten und die Frage „Wer ist wer?“ zu klären hatte.

83 Rede J. Stalins am 04.05.1935 vor Absolventen der Akademie der Roten Armee in Moskau.
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– Nach DDR-Verständnis war die sozialistische Wirtschaft die ökonomische
Basis der politischen Macht.

„Die Leitung der Wirtschaft durch den sozialistischen Staat ist Ausdruck
einer der wesentlichsten Seiten der Diktatur des Proletariats und damit
der führenden Rolle der Partei der Arbeiterklasse in der sozialistischen
Gesellschaft. Die sozialistische Wirtschaft ist die ökonomische Basis der
politischen Macht der Arbeiterklasse, sie bietet der Herausbildung, Ent-
wicklung und Festigung sozialistischer Verhaltensweisen breiten
Raum.“84

– Aus der zentralen Bedeutung der Wirtschaft für die Errichtung und die
ständige Festigung der Macht der SED erklärt sich, daß abgeleitet vom
„Klassenauftrag der SED an das MfS zur Realisierung der Sicherheitserfor-
dernisse der sozialistischen Gesellschaft“ die politisch-operative Sicherung
der Volkswirtschaft seit Bestehen des Ministeriums für Staatssicherheit eine
wesentliche Schwerpunktaufgabe bildete.

– Erklärtes Ziel der politisch-operativen Sicherung der Volkswirtschaft der
DDR bestand „in der Vorbeugung, rechtzeitigen Aufdeckung, konsequenten
Bekämpfung und Verhinderung aller subversiven Angriffe, in der vorbeu-
genden Verhinderung von Störungen und Schäden im Reproduktionsprozeß
sowie in der Unterstützung der staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe
zur Gewährleistung einer hohen inneren Stabilität in allen volkswirtschaftli-
chen Bereichen, Zweigen, Wirtschaftseinheiten und -prozessen.“85

– Für den Schutz der Volkswirtschaft war die Hauptabteilung XVIII des MfS
zuständig und darüber hinaus in Zusammenarbeit mit der Hauptverwaltung
Aufklärung/Kommerzielle Koordinierung mit der Beschaffung von wissen-
schaftlich-technischen Erkenntnissen und Embargo-Hochtechnologie be-
faßt. Eine weitere wesentliche Aufgabe bestand darin, insbesondere die Ka-
der zu schützen, „die durch staats- und wirtschaftsleitende Organe oder
Kombinate zur Unterlaufung von Embargomaßnahmen, zur Mitarbeit in
Gemischten Gesellschaften oder zur Wahrnehmung anderer spezieller Auf-
gaben eingesetzt werden.“86. Sie nahm getreu dem Motto des MfS „Wer ist
wer?“ entscheidenden Einfluß auf die Kaderarbeit in ihrem Sicherungsbe-
reich.

„Im Rahmen von Sicherheitsüberprüfungen, Überwachungen und der
vorgangsmäßigen Bearbeitung von Leitungs-, Reise- und Auslandska-
dern manifestierte sich ihre Rolle als politische Polizei in der Wirt-
schaft.“87

In ihrer Arbeit stützte sie sich wie alle Bereiche des MfS auf drei Säulen:

84 Grundriß Wirtschaftsrecht; S. 20.
85 Dienstanweisung Nr. 1/82 des MfS vom 30.03.1982 – BStU-Signatur 102 836.
86 Lehrmaterial, VVS – o001 MfS JHS – Nr. 74/84 – BStU-Signatur SA 667 b ebenda, S. 14 ff.
87 Haendcke-Hoppe-Arndt, Die Hauptabteilung XVIII: Volkswirtschaft.
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1. Das offizielle politisch-operative Zusammenwirken (POZW) der
hauptamtlichen Mitarbeiter mit den fachlich korrespondierenden staatli-
chen und wirtschaftlichen Leitungsebenen.

2. Das engmaschige Netz der inoffiziellen Mitarbeiter (IM) sowie der
Gesellschaftlichen Mitarbeiter für Sicherheit (GMS), die z. B. als stell-
vertretende Minister, Generaldirektoren, Abteilungsleiter in Schlüsselpo-
sitionen der Wirtschaft saßen.

3. Die in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen im Staatsapparat,
in der Volkswirtschaft oder in anderen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens eingesetzten hauptamtlichen Sicherheitsbeauftragten, die in der
Regel Offiziere im besonderen Einsatz (OibE) der Linie XVIII waren,
verdeckt agierten und mit einer legendierten Biographie ausgestattet wa-
ren.

– DDR-Wirtschaft war gemäß Artikel 9 der Verfassung der DDR88 eine „so-
zialistische Planwirtschaft“, die nach dem Prinzip des „demokratischen
Zentralismus“ mittels eines zentralistischen und hierarchisch gegliederten
Planungs- und Leitungssystems geleitet wurde, das ein Instrument zur Be-
förderung der gesellschaftlichen Vorstellungen der SED im Bereich der
Wirtschaft „von oben nach unten“ darstellte.

Ab 1979 erfolgte die durchgängige Kombinatsbildung, um die immer kom-
plexer und komplizierter werdenden Planungs-, Bilanzierungs- und Ab-
stimmungsprozesse effektiver zu gestalten.

„Die Kombinate besitzen also ein bedeutendes politisches und soziales
Gewicht. Ein bedeutender Teil der Arbeiterklasse ist in den Kombinaten
vorhanden, so daß im Produktionsprozeß ihre revolutionäre Funktion für
die weitere Gestaltung des realen Sozialismus unter Führung der Partei
der Arbeiterklasse durchgesetzt wird. Aus diesem Grunde muß die Un-
antastbarkeit der politischen und sozialen Funktion eines Kombinates
durch das MfS gesichert werden.“89

Der Versuch, im Rahmen einer Organisationsreform eigenverantwortliche
und leistungsfähige Kombinate als selbsttragende Säulen eines dynami-
schen Wirtschaftsorganismus zu schaffen, mußte unter den gegebenen ge-
sellschaftlichen Verhältnissen zwangsläufig scheitern.

– Die SED verstand sich als „der bewußte und organisierte Vortrupp der Ar-
beiterklasse und des werktätigen Volkes“. Sie war eine Kaderpartei (mit
dem System der Nomenklaturen), die zum Zwecke der Machtsicherung die
Schlüsselpositionen in allen Lebensbereichen mit Parteimitgliedern oder
mit ihr treu ergebenen und zuverlässigen Anhängern besetzte. Mit fast to-
taler Machtfülle ausgestattet, indoktrinierte die SED alle Lebensbereiche.

88 Verfassung der DDR (Fassung vom 07.10.1974).
89 Forschungsergebnisse, VVS o001- MfS JHS 232/83 – BStU-Signatur 219335, S. 11 ff.
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– Mit der Kaderpolitik, deren Grundsätze für die gezielte Auswahl, die plan-
mäßige Entwicklung und den Einsatz der Führungs- und Leitungskräfte
nach Sicherheitsüberprüfungen durch das MfS sich bis zum Ende der DDR
nicht wesentlich änderten, wurde die Machtfrage „Wer wen?“ in der DDR
von ihrem Beginn bis zu ihrem Untergang immer wieder im Interesse der
Erhaltung der Macht der SED entschieden.

– Mit dem System der Kadernomenklaturen beherrschte die SED die gesamte
Gesellschaft. In diesem hierarchisch gegliederten Stellenplansystem, waren
alle Führungs- und Leitungsfunktionen im Partei-, Staats- und Wirtschafts-
apparat, in der Armee und den Massenorganisationen, der Blockparteien, im
Bereich Kultur, Medien, Bildung, Justiz, Gesundheitswesen, Sport, also al-
ler Bereiche der Gesellschaft verzeichnet, über deren Besetzung die SED
direkt entschied oder für die sie verbindliche Festlegungen traf bzw. sich
die Kontrolle vorbehielt.

– Zur Sicherung des Führungsanspruches der Partei wurden alle kaderpoliti-
schen Prozesse langfristig geplant, damit eine bei Bedarf entsprechend si-
cherheitsüberprüfte und systemloyale Kaderreserve zur Verfügung stand,
aus der die notwendigen Kader zur Besetzung von Führungs- und Leitungs-
positionen rekrutiert werden konnten.

– Die Aufnahme in die Kadernomenklaturen war Voraussetzung und Beginn
einer Karriere in der DDR. Grundlegendes Auswahlkriterium für diese Ka-
der war ihre politisch-ideologische Eignung, ihr Wohlverhalten gegenüber
Partei und Staat, während die fachliche Kompetenz eher eine untergeord-
nete Rolle spielte. Getreu den kaderpolitischen Prinzipien wurden nur sol-
che Kader in die Kadernomenklatur aufgenommen, denen das MfS atte-
stierte, daß sie sich durch folgende Eigenschaften auszeichnen:

– der Partei treu ergeben,

– gut ausgebildet und in der Führungs- und Leitungstätigkeit sowie der
Parteiarbeit erfahren,

– charakterlich und moralisch vorbildlich.

– Zur Auswahl und Bestätigung systemloyaler Kader bediente sich das MfS
der Sicherheitsüberprüfungen, Überwachungen und der vorgangsmäßigen
Bearbeitung von Leitungs-, Reise- und Auslandskadern unter Nutzung der
zur Verfügung stehenden inoffiziellen Basis. In deren Ergebnis wurde durch
die zuständige Diensteinheit des MfS über die sicherheitspolitische Eignung
des überprüften Kaders entschieden. Es wurden nur solche Kader bestätigt
und in bedeutsame Funktionen eingesetzt, auf die sich Partei und Staat stüt-
zen konnten. Bei geringsten Zweifeln an der sicherheitspolitischen Eignung,
bei politisch unzuverlässigen oder aus anderen Gründen ungeeigneten Per-
sonen, bei negativ-feindliche Personen wurde eine Aufnahme ausgeschlos-
sen.
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– Auf Kombinatsebene konzentrierte sich die Durchführung von Sicher-
heitsüberprüfungen auf folgende Zielgruppen eines Kombinates:

– leitende Funktionäre mit hoher Entscheidungsbefugnis, Nomenklaturka-
der, in der Regel General-, Betriebs- und Fachdirektoren

– Reise-, Auslands- und Verhandlungskader

– Mitglieder von Kommissionen, Arbeitsgruppen und anderen Gremien
des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe

– Geheimnisträger, wie z. B. Forschungsthemenleiter für ausgewählte
Spitzenthemen oder für die militärische Forschung

– Spezialisten und operativ bedeutsame Personen aus den Bereichen Wis-
senschaft und Technik, Produktions-, Investitionsvorbereitung und
-realisierung, Marktforschung und Materialwirtschaft

– Mitarbeiter in den Stabsorganen des Generaldirektors

andere entscheidungsbefugte und entscheidungsvorbereitende Personen.
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Anlage 17: Kadernomenklatur des ZK der SED

Bereiche Wissenschaft und Volksbildung
BStU-Dokumente:
MfS-Handbuch: Die hauptamtlichen Mitarbeiter des MfS

Anlage 18: Kadernomenklatur für Leitungsfunktionen im MfS
Anlage 19: Kadernomenklatur der Kreisleitung Greifswald der SED

Teilbereich Wirtschaft
vom 14.07.1989

Anlage 20: Ordnung zur Arbeit mit der Kadernomenklatur
der Kreisleitung Greifswald
vom 04.08.1989

Anlage 21: Richtlinie aus Polen von 1972
Richtlinien des Politbüros im Bereich der Nomenklatura der Kader der Parteiin-
stanzen
mit einer Liste der Führungsstellen,
die der Nomenklatura von KC, KW, KP (KM, KD) unterstehen

Kaderpolitik/Kaderarbeit

Anlage 22: Zusammenwirken der Staatsorgane bei der Kaderarbeit
in den Betrieben/Kombinaten und Einrichtungen

Anlage 23: AO über die Sicherheit und Geheimhaltung bei der Erfüllung der Aufgaben der
Volkswirtschaft zur ökonomischen Sicherstellung der Landesverteidigung
im Frieden
Teil: Einstellungs- und Kaderbestimmungen
vom 10.11.1976
VVS B 2 – B 120 – P/309/76
BStU-Signatur: 102 317

Anlage 24: Ministerrat der DDR
Ministerium für Kohle und Energie
Vorlage für die Kollegiumssitzung am 06.11.78
Einschätzung über die Erfüllung sicherheitspolitischer
Forderung in der Kaderarbeit
BStU-Signatur: MfS – ZAGG Nr. 742

Anlage 25 Fallbeispiel:
Ablehnung eines NSW-Reisekaders im Ergebnis einer politisch-operativen Si-
cherheitsüberprüfung durch das MfS und die weiteren Folgerungen aus der Über-
prüfung
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